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Gesetzentwurf 
der Staatsregierung 

zur Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes 
und des Bestattungsgesetzes 

A)  Problem 

I. Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes 

Art. 7 Abs. 1 Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz (GDVG) 
sieht die Möglichkeit einer Beleihung zur Übertragung einzelner Kon-
trollaufgaben und zur Ausübung damit zusammenhängender Befugnisse 
nach dem GDVG oder dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) und darauf be-
ruhender Rechtsvorschriften durch Rechtsverordnung vor. Bei der Belei-
hung handelt es sich um ein immer häufiger auftretendes Rechtsinstitut, 
welches eine moderne Form der staatlichen Aufgabenwahrnehmung er-
möglicht, ohne auf hoheitliche Handlungsbefugnisse verzichten zu müs-
sen. Durch die immer häufigere Ingebrauchnahme der Beleihung in den 
letzten Jahren ist auch eine Erweiterung des Spektrums der Beleihungs-
formen eingetreten. Die klassische Variante war bislang eine legislative 
Beleihung, unmittelbar durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes durch 
Verordnung, wie dies schon jetzt in Art. 7 Abs. 1 GDVG vorgesehen ist. 
Die Beleihung erfolgt mittlerweile aber immer häufiger auch in konkret 
individueller Form mittels eines öffentlich-rechtlichen Vertrags. Dies 
bietet eine weitaus größere Flexibilität in der konkreten Ausgestaltung 
und bei späterem Anpassungsbedarf, weshalb eine Erweiterung der Be-
leihungsform in Art. 7 Abs. 1 GDVG insoweit geboten erscheint.  

Des Weiteren ist eine Anpassung des Art. 7 Abs. 1 GDVG insofern er-
forderlich, als sich der Aufgabenbereich nicht mehr nur aus dem GDVG 
und dem IfSG sowie auf darauf beruhenden Rechtsvorschriften ergibt, 
sondern auch aus den Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) 
vom 23. Mai 2005, welche durch das Gesetz zu den Internationalen Ge-
sundheitsvorschriften vom 20. Juli 2007 in Deutschland Geltung erlangt 
haben. 

Eine allgemeine gesetzliche Impfpflicht und damit verbunden eine ge-
setzliche Verpflichtung zur Vorhaltung eines Impfausweises gibt es 
nicht. Allerdings müssen die Ärzte eine vorgenommene Impfung im 
Impfausweis oder wenn ein solcher nicht vorhanden ist durch Ausstel-
lung einer Impfbescheinigung dokumentieren. In Bayern sind die von 
den Gesundheitsämtern gewonnenen und übermittelten Daten zu Impfra-
ten nur begrenzt aussagekräftig, da in der Praxis nicht alle vorhandenen 
Impfausweise oder Impfbescheinigungen im Rahmen der schulischen 
Impfberatungen vorgelegt werden. Damit die Gesundheitsämter eine ge-
zielte Impfaufklärung vornehmen können, ist eine gesetzliche Verpflich-
tung zur Vorlage des Impfausweises und von Impfbescheinigungen bei 
Schuleingangsuntersuchungen und weiteren schulischen Impfberatungen 
zwingend erforderlich. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Aus-
schüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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Nach Art. 18 des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes 
(GDVG) müssen krankenpflegerische Tätigkeiten bei der unteren Behör-
de für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 
angezeigt werden. In Art. 18 GDVG ist nicht geregelt, bei welcher unte-
ren Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbrau-
cherschutz die Meldung zu erfolgen hat. In der Vergangenheit mussten 
die Pflegedienstanbieter ihre Tätigkeiten und Mitarbeiter daher oft bei 
mehreren Behörden melden, was zu zusätzlichem Verwaltungsaufwand 
bei den Unternehmen führte. Auch bei Heranziehung der Regelung der 
örtlichen Zuständigkeit nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes müssten überregional tätige Pflegedienstan-
bieter ihre Tätigkeiten und die bei ihnen beschäftigten Pflegekräfte bei 
mehreren Behörden anzeigen. In Art. 18 Abs. 4 GDVG ist bisher nicht 
ausdrücklich geregelt, welche untere Behörde für Gesundheit, Veterinär-
wesen, Ernährung und Verbraucherschutz für die Untersagung der kran-
kenpflegerischen Tätigkeit zuständig ist. Dies hat in Einzelfällen zu Un-
klarheiten geführt.  

Die gesetzlichen Bestimmungen zur Genehmigung von klinischen Prü-
fungen von Medizinprodukten und Leistungsbewertungsverfahren von 
In-vitro-Diagnostika wurden mit dem Gesetz zur Änderung medizinpro-
dukterechtlicher Vorschriften vom 29. Juli 2009 (BGBl I S. 2326) geän-
dert. Diese Änderungen traten am 21. März 2010 in Kraft. Eine wesentli-
che Neuerung ist – entsprechend der bereits bei klinischen Prüfungen 
von Arzneimitteln bewährten Vorgehensweise – ein Genehmigungsver-
fahren für klinische Prüfungen von Medizinprodukten und Leistungsbe-
wertungsprüfungen von In-vitro-Diagnostika durch das Bundesinstitut 
für Arzneimittel und Medizinprodukte auf der Grundlage einer zustim-
menden Bewertung einer nach Landesrecht gebildeten, unabhängigen 
und interdisziplinär besetzten Ethik-Kommission. Entsprechend § 22 
Abs. 1 Satz 4 MPG ist das Nähere zur Bildung, Zusammensetzung und 
Finanzierung der Ethik-Kommission durch Landesrecht zu regeln. 

Bislang existieren keine landesgesetzlichen Regelungen für die Einrich-
tung von landesweiten Einladungsverfahren zu Früherkennungsuntersu-
chungen, auf deren Durchführung gesetzlich Krankenversicherte An-
spruch haben und zu denen der Gemeinsame Bundesausschuss bislang 
kein bundesweites Einladungswesen vorschreibt (z. B. Einladungsverfah-
ren für ein bevölkerungsbezogenes Dickdarmkrebs-Screening). 

Die neue Nummer 12 zu Art. 34 Abs. 1 GDVG sieht vor, dass das Staats-
ministerium für Umwelt und Gesundheit landesweite Einladungsverfah-
ren zu Früherkennungsuntersuchungen für gesetzlich und nicht gesetzlich 
Krankenversicherte, auf deren Durchführung gesetzlich Krankenversi-
cherte nach den Vorschriften des Fünften Buches Sozialgesetzbuch und 
den Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses Anspruch haben 
und zu denen der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) kein bundes-
weites Einladungswesen vorgeschrieben hat, durch Rechtsverordnung 
regeln kann. Art. 31a GDVG kann zwar grundsätzlich als Rechtsgrund-
lage für die Erhebung und Verarbeitung von Meldedaten zum Zweck der 
Durchführung von Früherkennungsuntersuchungen angewendet werden. 
Es ergibt sich jedoch folgende Problematik: Der Gesetzgeber hat Art. 31a 
Satz 2 GDVG für notwendig gehalten, weil die Regelungen der 
Krebsfrüherkennungs-Richtlinien (zum Mammographie-Screening) nur 
für gesetzlich Versicherte gelten und im Melderegister keine Unterschei-
dung zwischen gesetzlich Versicherten und nicht gesetzlich Versicherten 
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möglich ist. Dies gilt auch für andere Früherkennungsuntersuchungen 
(z.B. das Darmkrebs-Screening). Sollten also z. B. bei einem Einladungs-
wesen für ein Darmkrebs-Screening auch nicht gesetzlich Versicherte 
einbezogen sein, bestünde das Problem, dass Art. 31a Abs. 2 GDVG der-
zeit ausschließlich für nicht gesetzlich versicherte „Frauen“ gilt und sich 
nicht auf Verordnungen nach dem neuen Art. 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12 
GDVG bezieht. Eine klare Rechtsgrundlage für nicht gesetzlich versi-
cherte Männer besteht nicht.  

Eine Zuständigkeitsregelung zum Vollzug der Internationalen Gesund-
heitsvorschriften (IGV) vom 23. Mai 2005 existiert in Bayern bisher 
nicht. Die IGV wurden mit Gesetz vom 20. Juli 2007 (BGBl II S. 930) zu 
Bundesrecht. Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz zur Durchführung 
der IGV am 9. Februar 2012 verabschiedet. Danach soll der Vollzug der 
IGV und des Durchführungsgesetzes grundsätzlich den nach Landesrecht 
zuständigen Behörden obliegen. Deshalb ist im Landesrecht eine Rechts-
grundlage zu schaffen, um die zuständigen Behörden zum Vollzug der 
IGV und des Durchführungsgesetzes durch Rechtsverordnung bestim-
men zu können. Zwar hat der Bundesrat zu dem Durchführungsgesetz in 
seiner Sitzung vom 2. März 2012 den Vermittlungsausschuss angerufen. 
In dem Vermittlungsverfahren geht es aber ausschließlich um die Tra-
gung der Kosten für die Schaffung und Unterhaltung der von bestimmten 
Flughäfen und Häfen vorzuhaltenden Kapazitäten. Durch das Vermitt-
lungsverfahren wird sich also an der Zuständigkeit der Landesbehörden 
für den Vollzug der IGV und des Durchführungsgesetzes nichts ändern.  

Auf bundesrechtlicher Ebene wurden keine Zuständigkeitsregelungen 
zum Vollzug des Gendiagnostikgesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl I 
S. 2529) getroffen, so dass die Länder dieses Gesetz gemäß Art. 84 
Abs. 1 Satz 1 GG als eigene Angelegenheiten ausführen. 

Am 1. November 2011 trat die Erste Verordnung zur Änderung der 
Trinkwasserverordnung (TrinkwV) vom 3. Mai 2011 (BGBl I S. 748) in 
Kraft. Gemäß § 3 Abs. 1 Nrn. 5 und 6 TrinkwV ist eine landesrechtliche 
Zuständigkeitsregelung erforderlich. 

 

II. Änderung des Bestattungsgesetzes 

Nach Art. 15 Abs. 1 des Bestattungsgesetzes (BestG) kann durch Rechts-
verordnung bestimmt werden, wer insbesondere für die Bestattung und 
die ihr vorausgehenden Verrichtungen zu sorgen hat (Bestattungspflichti-
ge). Von dieser Ermächtigung wurde in der Bestattungsverordnung 
(BestV) Gebrauch gemacht und in § 15 Satz 1 BestV bestimmt, dass für 
die Bestattung und die ihr vorausgehenden Verrichtungen die in § 1 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV genannten Angehörigen zu sorgen haben. 
Art. 15 Abs. 2 BestG bezeichnet abschließend den Personenkreis, der da-
zu verpflichtet werden kann (z.B. Ehegatten, Verwandte und Verschwä-
gerte in auf- und absteigender Linie). Das Bestattungsgesetz und die Be-
stattungsverordnung sind bislang nicht an das Lebenspartnerschaftsge-
setz vom 16. Februar 2001 (BGBl I S. 266) angepasst worden. Der Land-
tag hat daher mit Beschluss vom 2. Februar 2011 die Staatsregierung auf-
gefordert, das Bestattungsgesetz und die Bestattungsverordnung dahin-
gehend zu ändern. 
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B)  Lösung 
I. Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes 

Mit der Aufnahme einer Beleihungsmöglichkeit durch öffentlich-rechtli-
chen Vertrag in Art. 7 Abs. 1 GDVG wird die Möglichkeit einer zeitge-
mäßeren und flexibleren Beleihungsform geschaffen.  
Die Aufnahme der IGV in Art. 7 Abs. 1 GDVG vervollständigt das 
Spektrum der möglichen Aufgabenübertragung in Form der Beleihung. 
Denn aus den IGV ergeben sich zusätzliche Aufgaben für die Gesund-
heitsbehörden, die über den in Art. 7 Abs. 1 GDVG bereits benannten 
Bereich hinausgehen. Es muss auch die Möglichkeit bestehen, die sich 
aus den IGV ergebenden Aufgaben auf Private zu übertragen. 
Mit der Einführung einer gesetzlichen Vorlagepflicht vorhandener Impf-
ausweise und Impfbescheinigungen bei der Schuleingangsuntersuchung 
und weiteren schulischen Impfberatungen werden wichtige Erkenntnisse 
über Impfverhalten und Impfstatus der Bevölkerung gewonnen. 
In Art. 18 GDVG wird speziell geregelt, bei welcher unteren Behörde für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz die Mel-
dung zu erfolgen hat. Durch die Einfügung eines Abs. 2a sollen die Un-
klarheiten hinsichtlich der örtlichen Zuständigkeit für die Meldung der 
krankenpflegerischen Tätigkeiten beseitigt werden. In Abs. 4 wird aus-
drücklich geregelt, welche untere Behörde für Gesundheit, Veterinärwe-
sen, Ernährung und Verbraucherschutz für die Untersagung einer kran-
kenpflegerischen Tätigkeit zuständig ist. Ferner wird in beiden Absätzen 
der notwendige Informationsaustausch zwischen den unteren Behörden 
für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz nor-
miert. 
Bei klinischen Prüfungen von Arzneimitteln finden sich die landesrecht-
lichen Bestimmungen in Bayern in Art. 29a bis 29g GDVG. Die erfor-
derlichen Regelungen im Landesrecht für die Genehmigung von klini-
schen Prüfungen von Medizinprodukten und Leistungsbewertungsprü-
fungen von In-vitro-Diagnostika werden durch Änderung des GDVG in 
Analogie zu den Regelungen für die klinische Prüfung von Arzneimitteln 
geschaffen.  
In Art. 34 Abs. 1 GDVG wird eine Ermächtigungsnorm zur Schaffung 
landesrechtlicher Voraussetzungen für die Durchführung von landeswei-
ten Einladungsverfahren zu Früherkennungsuntersuchungen, auf deren 
Durchführung gesetzlich Krankenversicherte Anspruch haben und zu de-
nen der Gemeinsame Bundesausschuss bislang kein bundesweites Einla-
dungswesen vorschreibt, eingefügt. 
Um insoweit rechtliche Bedenken auszuräumen, muss auch Art. 31a 
Satz 2 GDVG dahingehend geändert werden, dass sich die Norm nicht 
nur auf Richtlinien des G-BA, sondern auch auf Verordnungen des 
StMUG nach der neuen Ermächtigung (Art. 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12 
GDVG) bezieht und der Passus „Meldedaten der nicht gesetzlich versi-
cherten Frauen“ ersetzt wird durch die Angabe „Meldedaten nicht gesetz-
lich krankenversicherter Personen“. 
In Art. 34 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 GDVG werden Ermächtigungsgrundlagen 
zur Bestimmung der zuständigen Behörden für den Vollzug der Internati-
onalen Gesundheitsvorschriften (IGV) und des zu diesen ergangenen 
Durchführungsgesetzes sowie des Gendiagnostikgesetzes und der Trink-
wasserverordnung durch Rechtsverordnung geschaffen. 
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II. Änderung des Bestattungsgesetzes 

In Art. 15 Abs. 2 Nr. 1 BestG werden die Lebenspartnerin und der Le-
benspartner als Bestattungspflichtige aufgenommen. 

 

C)  Alternativen 

I. Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes 

Keine 

 

II. Änderung des Bestattungsgesetzes 

Keine 

 

D)  Kosten 

I. Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes 

Durch die Änderungen in Art. 7 Abs. 1 GDVG entstehen keine Kosten. 

Die gesetzliche Vorlagepflicht des Impfausweises oder von Impfbeschei-
nigungen begründet keine neuen Kosten. Die Vorlagepflicht besteht nur, 
soweit ein Impfausweis oder eine Impfbescheinigung vorhanden ist. Der 
Impfausweis ist ein standardisiertes kostenloses Dokument, der für jedes 
Neugeborene ausgestellt wird und darüber hinaus bei jedem Gesund-
heitsamt erhältlich ist. Eine Impfbescheinigung wird dann ausgestellt, 
wenn eine Schutzimpfung durchgeführt wird, jedoch kein Impfausweis 
vorgelegt wird, in den diese eingetragen werden kann. 

Durch die Regelung der örtlichen Zuständigkeit bei der Meldung kran-
kenpflegerischer Tätigkeiten entstehen keine zusätzlichen Kosten. Bei 
den Pflegedienstanbietern führt die neue Regelung zu einer Kostenredu-
zierung, da die Kosten für die Mehrfachmeldung entfallen.  

Die auf die nach Landesrecht gebildeten Ethik-Kommissionen zukom-
menden Aufgabenmehrungen und Änderungen der Höhe der Einnahmen 
und Ausgaben sind nur schwer abzuschätzen: Das Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte geht von einer Anzahl von ca. 300 ge-
nehmigungspflichtigen klinischen Prüfungen von Medizinprodukten und 
Leistungsbewertungsprüfungen pro Jahr in Deutschland aus. Klinische 
Prüfungen im Arzneimittelbereich werden deutschlandweit pro Jahr ca. 
1.500 durchgeführt. Bei angenommenen 300 genehmigungspflichtigen 
klinischen Prüfungen im Medizinproduktebereich wird der zusätzliche 
Haushaltsansatz auf ein Fünftel des bisherigen Ansatzes (für Arzneimit-
telprüfungen), d.h. zusätzlich 124.500,- Euro geschätzt. Für den staatli-
chen Haushalt entstehen keine zusätzlichen Belastungen, da die erforder-
lichen Ausgaben durch zusätzliche Einnahmen gedeckt werden. Für die 
Ethik-Kommissionen bei den fünf staatlichen Hochschulen mit Medizini-
schen Fakultäten entsteht ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand dadurch, 
dass die Entscheidung durch einen förmlichen Verwaltungsakt zu treffen 
ist. Der personelle Mehraufwand wird darauf aufbauend auf insgesamt 
2,5 Beschäftigte geschätzt. Die erforderlichen Haushaltsansätze sind im 
Haushalt 2011/2012 veranschlagt. Die Entscheidung der Ethik-Kommis-
sion ist eine kostenpflichtige Amtshandlung nach Art. 1 Abs. 1 KG. 
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Nach Art. 1 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 Satz 3 KG 
fließen die entsprechenden Kosten dem Freistaat Bayern bzw. der Baye-
rischen Landesärztekammer zu. Mit diesen Kosten sollen die vorstehend 
genannten zusätzlichen Verwaltungsaufwendungen gegenfinanziert wer-
den. Zudem entstehen bei der Begutachtung durch die Bayerische Lan-
deszahnärztekammer Kosten in Gestalt der Beauftragung des jeweiligen 
Sachverständigen. Diese Kosten werden von der Bayerischen Landes-
zahnärztekammer selbst getragen. Für die Ethik-Kommission bei der 
Bayerischen Landesärztekammer entsteht ebenfalls ein zusätzlicher 
Sach- und Personalbedarf (ca. 0,5 Stellen) in ähnlicher Weise wie für ei-
ne Ethik-Kommission bei einer staatlichen Hochschule. Diese Kosten 
trägt die Bayerische Landesärztekammer, die sich ebenfalls über kosten-
deckende Gebühren refinanziert. Finanzielle Belastungen wegen einer 
Inanspruchnahme aus Staatshaftung können auf die Bayerische Landes-
ärztekammer nicht zukommen, da gemäß Art. 29g Abs. 1 Satz 1 GDVG 
der Staat als Haftungsträger bestimmt wird. Das Verfahren vor der Ethik-
Kommission ist für den Antragsteller (wie bisher) mit Gebühren und 
Auslagen verbunden. Für die Bürger entstehen keine Kosten. 

Mit der Schaffung einer Ermächtigungsnorm zum Erlass landesrechtli-
cher Voraussetzungen für die Durchführung von landesweiten Einla-
dungsverfahren zu Früherkennungsuntersuchungen entstehen keine un-
mittelbaren Kosten. Das Gleiche gilt für die Schaffung von Ermächti-
gungsgrundlagen zur Zuständigkeitsregelung für den Vollzug der Inter-
nationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) und des zu diesen ergangenen 
Durchführungsgesetzes sowie des Gendiagnostikgesetzes und der Trink-
wasserverordnung. 

 

II. Änderung des Bestattungsgesetzes 

Durch die Ergänzung der Verordnungsermächtigung entstehen keine 
Kosten. 
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Gesetzentwurf 
zur Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucher-
schutzgesetzes und des Bestattungsgesetzes 

 

§ 1 
Änderung des Gesundheitsdienst-  
und Verbraucherschutzgesetzes 

Das Gesetz über den öffentlichen Gesundheits- und Veteri-
närdienst, die Ernährung und den Verbraucherschutz sowie 
die Lebensmittelüberwachung (Gesundheitsdienst- und Ver-
braucherschutzgesetz – GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl 
S. 452, BayRS 2120-1-UG), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 25. Mai 2011 (GVBl S. 234), wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 3 Abs. 1 Nr. 1, Art. 5 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 
Satz 3 werden jeweils die Worte „, Gesundheit und 
Verbraucherschutz“ durch die Worte „und Gesundheit“ 
ersetzt. 

2. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird durch folgende Sätze 1 bis 4 er-
setzt: 

„1Vorbehaltlich Abs. 2 kann durch Rechtsver-
ordnung nach Art. 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 be-
stimmt werden, dass  
1. einzelne Kontrollaufgaben und die zur 

Wahrnehmung dieser Aufgaben erforderli-
chen Befugnisse nach diesem Gesetz, den 
Internationalen Gesundheitsvorschriften 
und den darauf beruhenden Rechtsvor-
schriften sowie  

2. Aufgaben der unteren Behörden für Ge-
sundheit, Lebensmittelsicherheit, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz nach dem In-
fektionsschutzgesetz (IfSG) und den dar-
auf beruhenden Rechtsvorschriften  

auf eine oder mehrere Personen des Privat-
rechts übertragen werden (Beleihung). 2Die 
Beleihung kann auch durch öffentlich-rechtli-
chen Vertrag erfolgen. 3In Angelegenheiten, 
die sich auf einen Regierungsbezirk beschrän-
ken, kann die zuständige Regierung die Belei-
hung im Einvernehmen mit dem Staatsministe-
rium für Umwelt und Gesundheit vornehmen. 
4Bei Angelegenheiten, die mehrere Regie-
rungsbezirke betreffen, ist das Staatsministeri-
um für Umwelt und Gesundheit für die Belei-
hung zuständig.“ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 5; nach dem 
Wort „Rechtsverordnung“ werden die Worte 
„oder durch den in Satz 2 genannten öffent-
lich-rechtlichen Vertrag“ eingefügt. 

cc) Es wird folgender Satz 6 angefügt: 

„6Im Fall einer Beleihung durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag sind im Staatsanzeiger 
oder im Amtsblatt der Regierung die beliehene 
Person, die ihr übertragenen Aufgaben und Be-
fugnisse, ihr Zuständigkeitsbereich sowie das 
Ende der Beleihung bekannt zu machen.“ 

b) In Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „, Gesundheit 
und Verbraucherschutz“ durch die Worte „und Ge-
sundheit“ ersetzt. 

3. In Art. 11 Abs. 1 werden jeweils die Worte „, Gesund-
heit und Verbraucherschutz“ durch die Worte „und Ge-
sundheit“ ersetzt. 

4. Art. 14 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 8 eingefügt: 

„8Bei der Schuleingangsuntersuchung nach Satz 4 
und bei weiteren schulischen Impfberatungen sind 
vorhandene Impfausweise und Impfbescheinigun-
gen (§ 22 IfSG) der Kinder durch die Personensor-
geberechtigten vorzulegen.“ 

b) Der bisherige Satz 8 wird Satz 9. 

5. Art. 18 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) 1Örtlich zuständig für Anzeigen nach Abs. 1 
und 2 ist die untere Behörde für Gesundheit, Vete-
rinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz, in 
deren Bezirk 
1. die natürliche Person  

a) ihre Hauptwohnung hat oder 
b) die Tätigkeiten erbringt oder anbietet, 

wenn die Hauptwohnung nicht im Frei-
staat Bayern ist, 

2. sonstige Anbieter von Pflegedienstleistungen  
a) ihren Sitz haben oder 
b) Tätigkeiten erbringen oder anbieten, wenn 

die Pflegedienste im Freistaat Bayern we-
der ihren Sitz noch eine Niederlassung ha-
ben. 

2Bei Pflegediensten mit organisatorisch selbststän-
digen örtlichen Niederlassungen hat die Anzeige 
auch gegenüber der unteren Behörde für Gesund-
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heit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz zu erfolgen, in deren Bezirk die Niederlas-
sung gelegen ist. 3Die untere Behörde für Gesund-
heit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz, bei der die Anzeige nach Abs. 1 und 2 er-
folgt ist, ist befugt, die Anzeigen und vorgelegten 
Unterlagen gemäß Abs. 1 und 2 anderen unteren 
Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz zur Erfüllung von de-
ren Aufgaben zu übermitteln.“ 

b) In Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „und Abs. 2“ 
durch die Worte „, Abs. 2 und 2a“ ersetzt. 

c) Abs. 4 wie folgt geändert:  

aa) Es werden folgender neuer Satz 2 und folgen-
der Satz 3 eingefügt: 

„2Zuständig für die Untersagung ist die untere 
Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Er-
nährung und Verbraucherschutz, in deren Be-
zirk die Tatsachen nach Satz 1 bekannt wer-
den; sie unterrichtet die anderen unteren Be-
hörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Er-
nährung und Verbraucherschutz über die Ein-
leitung und den Abschluss eines Untersa-
gungsverfahrens. 3Die anderen Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz sind befugt, in ihrem Be-
zirk bekannt gewordene Tatsachen nach Satz 1 
der zuständigen Behörde mitzuteilen.“ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4; die Worte 
„, Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 6 bis 7a“ werden 
durch die Worte „und Abs. 2, 3, 6 und 7a“ er-
setzt. 

6. Art. 29a Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „nach den §§ 40 bis 42 des Arzneimit-
telgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Dezember 1998 (BGBl I S. 3586) in der 
jeweils geltenden Fassung“ werden durch die Wor-
te „nach §§ 40 bis 42 des Arzneimittelgesetzes 
(AMG), zur Bewertung der klinischen Prüfung ei-
nes Medizinprodukts und der Leistungsbewer-
tungsprüfung eines In-vitro-Diagnostikums nach 
§§ 19 bis 24 des Medizinproduktegesetzes (MPG)“ 
ersetzt. 

b) Die Worte „(TFG) vom 1. Juli 1998 (BGBl I 
S. 1752) in der jeweils geltenden Fassung“ werden 
gestrichen. 

7. Art. 29b wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „des Arzneimittel-
gesetzes“ durch die Abkürzung „AMG“ er-
setzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „des Arzneimittel-
gesetzes“ durch die Abkürzung „AMG“ er-
setzt. 

b) Es werden folgender neuer Abs. 2 und folgender 
Abs. 3 eingefügt: 
„(2) Für die Bewertung der klinischen Prüfung ei-
nes Medizinprodukts und der Leistungsbewer-
tungsprüfung eines In-vitro-Diagnostikums nach 
§ 19 bis 24 MPG sind zuständig 
1. die Ethik-Kommissionen bei den staatlichen 

Hochschulen, wenn der Prüfer, der Hauptprü-
fer oder der Leiter der klinischen Prüfung als 
Prüfende Mitglied der Medizinischen Fakultät 
der jeweiligen Hochschule ist oder die klini-
sche Prüfung oder Leistungsbewertungsprü-
fung an der Medizinischen Fakultät der jewei-
ligen Hochschule oder einer ihrer Einrichtun-
gen durchführt;  

2. die Ethik-Kommission bei der Bayerischen 
Landesärztekammer in allen übrigen Fällen. 

(3) 1Die Bayerische Landeszahnärztekammer er-
stattet der Ethik-Kommission bei der Bayerischen 
Landesärztekammer auf deren Verlangen die für 
die Bewertung der klinischen Prüfung zahnärztli-
cher Medizinprodukte erforderlichen Gutachten. 
2Zur Erstattung der Gutachten dürfen auch perso-
nenbezogene Daten über die Person des Prüfenden 
genutzt werden, die der Bayerischen Landeszahn-
ärztekammer im Rahmen der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben nach dem Heilberufe-Kammergesetz be-
kannt wurden und für die Beurteilung der Qualifi-
kation der oder des Prüfenden erheblich sein kön-
nen. 3Diese Daten dürfen bei der Erstattung des 
Gutachtens an die Ethik-Kommission bei der Baye-
rischen Landesärztekammer übermittelt werden. 
4Für die Erfüllung ihrer Aufgaben nach den Sätzen 
1 bis 3 werden von der Bayerischen Landeszahn-
ärztekammer keine Kosten erhoben.“ 

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 4. 
8. In Art. 29c Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „, Ge-

sundheit und Verbraucherschutz“ durch die Worte „und 
Gesundheit“ ersetzt. 

9. Art. 29f Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden die Worte „, Gesundheit und 

Verbraucherschutz“ durch die Worte „und Ge-
sundheit“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „, Gesundheit- und 
Verbraucherschutz“ durch die Worte „und Ge-
sundheit“ ersetzt. 

10. Art. 29g Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden nach den Worten „ oder der Bay-

erischen Landesärztekammer“ die Worte „oder ein 
Sachverständiger der Bayerischen Landeszahnärz-
tekammer“ eingefügt. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Ethik-Kommis-
sionen“ die Worte „oder der Bayerischen Landes-
zahnärztekammer gegen Sachverständige“ einge-
fügt. 
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11. In Art. 31a Satz 2 werden nach den Worten „Gemeinsa-
men Bundesausschusses“ die Worte „oder eine auf 
Grund einer Verordnung nach Art. 34 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 12“ eingefügt und die Worte „der nicht gesetzlich 
versicherten Frauen“ durch die Worte „nicht gesetzlich 
krankenversicherter Personen“ ersetzt. 

12. Art. 34 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie 
folgt geändert: 

aaa) Im einleitenden Satzteil werden die Worte 
„, Gesundheit und Verbraucherschutz“ 
durch die Worte „und Gesundheit“ er-
setzt. 

bbb) In Nr. 11 werden die Zahl „8“ durch die 
Zahl „9“ und der Schlusspunkt durch ein 
Komma ersetzt. 

ccc) Es wird folgende Nr. 12 angefügt: 

„12. a) landesweite Einladungsverfahren 
zu Früherkennungsuntersuchung 
für gesetzlich und nicht gesetzlich 
Krankenversicherte einzurichten, 
auf deren Durchführung gesetzlich 
Krankenversicherte nach den Vor-
schriften des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch und den Richtlinien 
des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses Anspruch haben und zu 
denen der Gemeinsame Bundes-
ausschuss kein bundesweites Ein-
ladungswesen vorgeschrieben hat, 

 b) das Nähere über die Durchführung 
und die Finanzierung des Einla-
dungswesens und 

 c) die zuständigen Stellen zu bestim-
men, die befugt sind, Daten der 
Melderegister zu erheben und zu 
verarbeiten.“ 

bb) Es werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt: 

„2In einer Rechtsverordnung nach Satz 1 
Nr. 12 können die Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht zur Beteiligung an 
den Kosten der Einladungsverfahren verpflich-
tet werden. 3Art. 31a bleibt unberührt.“ 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Im einleitenden Satzteil werden die Worte 
„, Gesundheit und Verbraucherschutz“ 
durch die Worte „und Gesundheit“ er-
setzt. 

bbb) Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aaaa) In Buchst. g werden die Worte 
„Gesetzes über das Apothekenwe-
sen“ durch das Wort „Apotheken-
gesetzes“ ersetzt und nach dem 
Wort „Apothekenbetriebsordnung“ 
ein Komma angefügt. 

bbbb) Es werden folgende Buchst. h bis k 
angefügt: 

„h) des Gesetzes zu den Internatio-
nalen Gesundheitsvorschriften 
(2005) und des IGV-Durchfüh-
rungsgesetzes (redaktionelle 
Anpassung der Überschrift des 
noch nicht beschlossenen und 
verkündeten Gesetzes möglich) 
und der auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Verordnun-
gen, 

  i) des Gendiagnostikgesetzes 
(GenDG) und der von der Gen-
diagnostik-Kommission nach 
§ 16 Abs. 2 GenDG abgegebe-
nen Stellungnahmen und nach 
§ 23 Abs. 2 GenDG erstellten 
Richtlinien und 

  k) der Trinkwasserverordnung“ 

bb) In Satz 3 werden die Worte „, Gesundheit und 
Verbraucherschutz“ durch die Worte „und Ge-
sundheit“ ersetzt. 

c) In Abs. 3, 4 und 5 werden jeweils die Worte „, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz“ durch die Worte 
„und Gesundheit“ ersetzt. 

13. Art. 36 wird aufgehoben. 

14. Der bisherige Art. 37 wird Art. 36. 
 

§ 2 
Weitere Änderung des Gesundheitsdienst-  

und Verbraucherschutzgesetzes 

Art. 14 Abs. 5 des Gesetzes über den öffentlichen Gesund-
heits- und Veterinärdienst, die Ernährung und den Verbrau-
cherschutz sowie die Lebensmittelüberwachung (Gesund-
heitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz – GDVG) vom 
24. Juli 2003 (GVBl S. 452, BayRS 2120-1-UG), zuletzt 
geändert durch § 1 dieses Gesetzes, wird wie folgt geän-
dert: 

1. Satz 8 wird aufgehoben. 

2. Der bisherige Satz 9 wird Satz 8. 
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§ 3 
Änderung des Bestattungsgesetzes 

Das Bestattungsgesetz – BestG – (BayRS 2127-1-UG), zu-
letzt geändert durch § 12 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2007 (GVBl S. 958), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Gesundheit, 
Ernährung und Verbraucherschutz“ durch die Wor-
te „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte „der Ehe-
gatte,“ durch die Worte „die Ehegattin oder der 
Ehegatte, die Lebenspartnerin oder der Lebenspart-
ner,“ ersetzt. 

2. Im einleitenden Satzteil des Art. 16 Abs. 1 werden die 
Worte „Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz“ durch die Worte „Umwelt und Gesundheit“ er-
setzt. 

 
§ 4 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am ………………………... in Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 treten 

1.  § 1 Nrn. 6, 7 Buchst. b und c und Nr. 10 mit Wirkung 
vom 21. März 2010 und 

2. § 2 am …………….. (drei Jahre nach Inkrafttreten des 
Änderungsgesetzes einsetzen) in Kraft. 

Begründung: 
 
A) Allgemeiner Teil 

I. Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucher-
schutzgesetzes 

Art. 7 Abs. 1 Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz 
(GDVG) sieht die Möglichkeit einer Beleihung zur Wahrnehmung 
einzelner Kontrollaufgaben und zur Ausübung damit zusammen-
hängender Befugnisse nach dem GDVG oder dem Infektions-
schutzgesetz (IfSG) und darauf beruhender Rechtsvorschriften 
vor. Bislang ist dies jedoch nur durch Rechtsverordnung möglich. 
Es soll auch die Beleihung durch einen öffentlich-rechtlichen Ver-
trag zugelassen werden. Denn dies bietet eine weitaus größere Fle-
xibilität in der konkreten Ausgestaltung und bei späterem Anpas-
sungsbedarf.  

Der Aufgabenbereich der Gesundheitsbehörden ergibt sich nicht 
mehr nur aus dem GDVG und dem IfSG sowie aus darauf beru-
henden Rechtsvorschriften. Von Bedeutung sind auch die Interna-
tionalen Gesundheitsvorschriften (IGV) vom 23. Mai 2005, wel-
che durch das Gesetz zu den Internationalen Gesundheitsvor-
schriften vom 20. Juli 2007 in Deutschland Geltung erlangt haben. 
Aus Ihnen ergeben sich zusätzliche Aufgaben, die nicht bereits aus 
dem GDVG oder dem IfSG oder aus hierauf beruhenden Rechts-
vorschriften folgen. 

Nach § 34 Abs. 11 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) hat das 
Gesundheitsamt oder der von ihm beauftragte Arzt bei Erstaufnah-
me in die erste Klasse einer allgemein bildenden Schule den Impf-
status zu erheben und die hierbei gewonnenen aggregierten und 
anonymisierten Daten über die oberste Landesgesundheitsbehörde 
dem Robert Koch-Institut zu übermitteln. Der Bundesgesetzgeber 
hat im IfSG keine Vorlagepflicht des Impfausweises oder von 
Impfbescheinigungen geregelt. Da er damit von seiner Gesetzge-
bungskompetenz nicht abschließend Gebrauch gemacht hat, kann 
auf Landesebene eine derartige gesetzliche Verpflichtung einge-
führt werden. Die Gesetzgebungsbefugnis ergibt sich aus Art. 72 
Abs. 1, Art. 74 Abs. 1 Nr. 19 des Grundgesetzes (GG). 

Die ambulante Krankenpflege, die auch zum Leistungskatalog der 
gesetzlichen Krankenversicherung gehört, wird überwiegend 
durch Träger der freien Wohlfahrtspflege und teilweise auch von 
kommunalen Diensten sichergestellt. Daneben werden solche 
Dienste zunehmend auch privatunternehmerisch angeboten. Dieser 
Trend wird voraussichtlich wegen der wachsenden Zahl alter 
Menschen, von denen viele solange wie möglich zu Hause leben 
möchten, auch wenn sie krank und pflegebedürftig sind, weiter zu-
nehmen. Da es aus diesem Grund immer mehr überregional tätige 
Pflegedienste geben wird, soll aus Gründen der Verwaltungsver-
einfachung geregelt werden, bei welcher unteren Behörde für Ge-
sundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz die 
Pflegekräfte gemeldet werden müssen. Darüber hinaus wird kon-
kretisiert, welche untere Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, 
Ernährung und Verbraucherschutz für die Untersagung der kran-
kenpflegerischen Tätigkeit zuständig ist. Ferner wird der notwen-
dige Informationsaustausch zwischen den Behörden geregelt.  

Mit dem Gesetz zur Änderung medizinprodukterechtlicher Vor-
schriften vom 29. Juli 2009 (BGBl I S. 2326) wurden die gesetzli-
chen Bestimmungen zur Genehmigung von klinischen Prüfungen 
von Medizinprodukten und Leistungsbewertungsprüfungen von 
In-vitro-Diagnostika geändert. Die klinischen Prüfungen von Me-
dizinprodukten und Leistungsbewertungsprüfungen von In-vitro-
Diagnostika dürfen nun zwingend erst beginnen, wenn eine Ethik-
Kommission auf Antrag des Sponsors ein positives Votum abge-
ben hat und die zuständige Bundesoberbehörde diese genehmigt 
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oder von einer Genehmigung abgesehen hat. Beim Sponsor han-
delt es sich nach § 3 Nr. 23 MPG um eine natürliche oder juristi-
sche Person, die die Verantwortung für die Veranlassung, Organi-
sation und Finanzierung einer klinischen Prüfung bei Menschen 
oder einer Leistungsbewertungsprüfung von In-vitro-Diagnostika 
übernimmt. Die Ethik-Kommission wird gegenüber dem Sponsor 
hoheitlich tätig. Unabhängige Ethik-Kommissionen sollen in Bay-
ern nach Landesrecht eingerichtet werden. Bei klinischen Prüfun-
gen von Arzneimitteln finden sich die landesrechtlichen Bestim-
mungen in Bayern in Art. 29a bis 29g GDVG. 

In Art. 31a GDVG ist bislang lediglich vorgesehen, dass eine nach 
den Krebsfrüherkennungs-Richtlinien des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses errichtete Zentrale Stelle zur Durchführung von be-
völkerungsbezogenen Screening-Maßnahmen auch die Meldeda-
ten der nicht gesetzlich versicherten Frauen erhält. Damit auch 
aufgrund einer Verordnung des StMUG die nicht gesetzlich versi-
cherten Personen (und damit auch Männer) zu Früherkennungsun-
tersuchungen, wie z.B. dem Darmkrebs-Screening, eingeladen 
werden können, bedarf es einer entsprechenden Anpassung. 

In den Krebsfrüherkennungs-Richtlinien (KFE-RL) des Gemein-
samen Bundesausschusses ist bereits das Verfahren für die Durch-
führung eines organisierten, bevölkerungsbezogenen Mammogra-
phie-Screenings geregelt. Durch die Einführung eines qualitätsge-
sicherten Einladungswesens zum Darmkrebs-Screening könnte ei-
ne Steigerung der Teilnahmeraten an den Darmkrebsfrüherken-
nungsuntersuchungen erzielt werden. Damit könnte der Anteil von 
früh diagnostizierten Krebsstadien erhöht, die Aussicht auf Hei-
lung verbessert und die Sterblichkeit an Dickdarmkrebs in der Be-
völkerung deutlich vermindert werden. Da die Regelungen für ein 
Einladungswesen zum Darmkrebs-Screening in den Krebsfrüher-
kennungs-Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses bis-
lang nicht aufgenommen sind, bedarf es zur Umsetzung für 
Krankheitsfrüherkennungsprogramme auf Landesebene entspre-
chender landesrechtlicher Regelungen. 

Die Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) traten im Juni 
2007 rechtlich verbindlich für Deutschland in Kraft. Der Deutsche 
Bundestag hat am 9. Februar 2012 das Gesetz zur Durchführung 
der IGV beschlossen. Danach soll der Vollzug der IGV und des 
Durchführungsgesetzes grundsätzlich den nach Landesrecht zu-
ständigen Behörden obliegen. Deshalb bedarf es einer gesetzlichen 
Ermächtigungsgrundlage im GDVG zur Schaffung landesrechtli-
cher Zuständigkeitsregelungen. Zwar hat der Bundesrat zu dem 
Durchführungsgesetz in seiner Sitzung vom 2. März 2012 den 
Vermittlungsausschuss angerufen. In dem Vermittlungsverfahren 
geht es aber ausschließlich um die Tragung der Kosten für die 
Schaffung und Unterhaltung der von bestimmten Flughäfen und 
Häfen vorzuhaltenden Kapazitäten. Durch das Vermittlungsver-
fahren wird sich also an der Zuständigkeit der Landesbehörden für 
den Vollzug der IGV und des Durchführungsgesetzes nichts än-
dern.  

Das Gendiagnostikgesetz ist überwiegend am 1. Februar 2010 in 
Kraft getreten. Auch insoweit bedarf es einer gesetzlichen Er-
mächtigungsgrundlage, um die zuständigen Vollzugsbehörden be-
stimmen zu können. 

Die Trinkwasserverordnung definiert den Begriff Gesundheitsamt 
in § 3 Abs. 1 Nr. 5 als die nach Landesrecht für die Durchführung 
dieser Verordnung bestimmte und mit einem Amtsarzt besetzte 
Behörde. Nach § 3 Abs. 1 Nr. 6 TrinkwV ist die zuständige Be-
hörde die von den Ländern aufgrund Landesrechts durch Rechts-
satz bestimmte Behörde. Die Zuständigkeit für den Vollzug der 
Trinkwasserverordnung ist deshalb landesrechtlich festzulegen. 

II. Änderung des Bestattungsgesetzes 
Nach Art. 15 Abs. 1 des Bestattungsgesetzes (BestG) kann durch 
Rechtsverordnung bestimmt werden, wer insbesondere für die Be-
stattung und die ihr vorausgehenden Verrichtungen zu sorgen hat 
(Bestattungspflichtige). Von dieser Ermächtigung wurde in der 
Bestattungsverordnung (BestV) Gebrauch gemacht und in § 15 
Satz 1 BestV bestimmt, dass für die Bestattung und die ihr vo-
rausgehenden Verrichtungen die in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BestV 
genannten Angehörigen zu sorgen haben. Art. 15 Abs. 2 BestG 
bezeichnet abschließend den Personenkreis, der dazu verpflichtet 
werden kann (z.B. Ehegatten, Verwandte und Verschwägerte in 
auf- und absteigender Linie etc.). Das Bestattungsgesetz und die 
Bestattungsverordnung sind bislang nicht an das Lebenspartner-
schaftsgesetz (LPartG) vom 16. Februar 2001 (BGBl I S. 266) 
angepasst worden. Diese Anpassung soll nunmehr vorgenommen 
werden. 

 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 

I. Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucher-
schutzgesetzes 

Durch die immer häufigere Ingebrauchnahme der Beleihung in 
den letzten Jahren ist eine Erweiterung des Spektrums der Belei-
hungsformen eingetreten. Die klassische Variante war bislang eine 
legislative Beleihung, unmittelbar durch Gesetz oder aufgrund ei-
nes Gesetzes durch Verordnung, wie dies schon jetzt in Art. 7 
Abs. 1 GDVG vorgesehen ist. Die Beleihung erfolgt mittlerweile 
aber immer häufiger auch in konkret individueller Form mittels ei-
nes öffentlich-rechtlichen Vertrags. Dies bietet eine weitaus grö-
ßere Flexibilität in der konkreten Ausgestaltung und bei späterem 
Anpassungsbedarf, weshalb eine Erweiterung der Beleihungsform 
in Art. 7 Abs. 1 GDVG insoweit geboten erscheint.  

Eine Anpassung des Art. 7 Abs. 1 GDVG ist erforderlich, weil die 
IGV durch das Gesetz zu den IGV vom 20. Juli 2007 Geltung er-
langt haben und sich hieraus zusätzliche Aufgaben für die Ge-
sundheitsbehörden ergeben. Deshalb muss die Möglichkeit der 
Aufgabenübertragung nach Art. 7 Abs. 1 GDVG sich auch auf den 
Aufgabenbereich der Gesundheitsbehörden beziehen, der sich aus 
den IGV ergibt. 

Die Einführung einer gesetzlichen Vorlagepflicht vorhandener 
Impfausweise und Impfbescheinigungen bei Schuleingangsunter-
suchungen und weiteren schulischen Impfberatungen ist notwen-
dig, um ausreichende Kenntnisse über Impfverhalten und Impfsta-
tus der Bevölkerungsgruppe der Kinder zu gewinnen. 

Bisher ist unklar, bei welcher unteren Behörde für Gesundheit, 
Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz die Meldung 
der krankenpflegerischen Tätigkeiten zu erfolgen hat. Die Aufnah-
me einer entsprechenden Regelung in Art. 18 GDVG ist daher 
notwendig.  

Um eine Analogie zum Verfahren im Arzneimittelbereich zu errei-
chen, sind Regelungen zur Errichtung und Zuständigkeit von 
Ethik-Kommissionen für die Bewertung von klinischen Prüfungen 
von Medizinprodukten und Leistungsbewertungsprüfungen von 
In-vitro-Diagnostika in das GDVG aufzunehmen.  

Eine Anpassung von Art. 31a GDVG ist notwendig, damit auch 
die von Verordnungen des StMUG benannten Stellen die Melde-
daten zur Durchführung von bevölkerungsbezogenen Screening-
Maßnahmen erhalten und von der Regelung nicht nur Frauen, son-
dern auch Männer erfasst werden. 
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Die Ermächtigung in Art. 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12, Sätze 2 und 3 
GDVG ist zur Schaffung von Einladungsverfahren zu Früherken-
nungsuntersuchungen, auf deren Durchführung gesetzlich Kran-
kenversicherte Anspruch haben und zu denen der Gemeinsame 
Bundesausschuss bislang kein bundesweites Einladungswesen 
vorschreibt (z.B. Einladungsverfahren für ein bevölkerungsbezo-
genes Dickdarmkrebs-Screening) auf Landesebene erforderlich. 

In Bayern fehlen bisher Zuständigkeitsregelungen zum Vollzug 
der Internationalen Gesundheitsvorschriften und des zu diesen er-
gangenen Durchführungsgesetzes sowie zum Vollzug des Gendi-
agnostikgesetzes und der Trinkwasserverordnung. 

II. Änderung des Bestattungsgesetzes 

Das Bestattungsgesetz und die Bestattungsverordnung sind bis-
lang nicht an das Lebenspartnerschaftsgesetz angepasst worden. 
Die Änderung des Art. 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BestG ist zwingend 
notwendig, um den eingetragenen Lebenspartnerinnen und Le-
benspartnern die gleiche rechtliche Stellung im Bereich des Be-
stattungsrechts gewähren zu können. Der Landtag hat daher mit 
Beschluss vom 2. Februar 2011 die Staatsregierung aufgefordert, 
das Bestattungsgesetz und die Bestattungsverordnung dahinge-
hend zu ändern (vgl. LT-Drs. 16/7163). 
 
C) Einzelbegründung 

Zu § 1   
(Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzge-
setzes): 

Zu Nr. 1 

In Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 und Art. 5 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 3 
GDVG ist das zuständige Staatsministerium noch mit der früheren 
Bezeichnung „Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz“ auf-
geführt. Aus Gründen der Rechtsklarheit soll die neue Ressortbe-
zeichnung „Umwelt und Gesundheit“ angegeben werden. 

Zu Nr. 2 Buchst. a 
Doppelbuchst. aa 
Bei der Beleihung handelt es sich um ein immer häufiger auftre-
tendes Rechtsinstitut, welches eine moderne Form der staatlichen 
Aufgabenwahrnehmung ermöglicht, ohne auf hoheitliche Hand-
lungsbefugnisse verzichten zu müssen. Art. 7 Abs. 1 GDVG regelt 
nunmehr neben der klassischen Form der Beleihung durch eine 
Rechtsvorschrift die Möglichkeit, eine Beleihung mittels eines öf-
fentlich-rechtlichen Vertrages abzuschließen. Dieser Vertrag kann 
von der Regierung oder, wenn es sich um eine Angelegenheit han-
delt, die mehrere Regierungsbezirke betrifft, vom Staatsministeri-
um für Umwelt und Gesundheit abgeschlossen werden. Dadurch 
kann eine größere Flexibilität und Variabilität erreicht werden. 
Denn der Inhalt eines öffentlich-rechtlichen Vertrages kann – in-
nerhalb des gesetzlichen Rahmens – konkret-individuell vereinbart 
und ausgestaltet werden. Zudem können bei einem Vertrag im 
Laufe der Zeit eingetretene Veränderungen schneller und einfa-
cher angepasst werden. Als Beleihungsadressaten kommen insbe-
sondere juristische Personen des Privatrechts in Betracht. Doch 
auch das Spektrum der Beleihungsadressaten hat sich mittlerweile 
erweitert, so dass auch teilrechtsfähige Personengemeinschaften 
und nichtrechtsfähige Vereinigungen als Adressaten einer Belei-
hung in Frage kommen. Die Aufnahme der IGV in Art. 7 Abs. 1 
GDVG ermöglicht es den Gesundheitsbehörden, auch die sich aus 
den IGV ergebenden Aufgaben im Rahmen einer Beleihung auf 
Private zu übertragen. Dies ist erforderlich, denn es wäre nicht fol-
gerichtig, wenn der Staat sich nur eines Teils seiner Aufgaben be-
geben könnte, und andere, damit in engem Zusammenhang stehen-
de Aufgaben wiederum doch selbst ausführen müsste. 

Doppelbuchst. bb 
Redaktionelle Folgeänderung. 

Doppelbuchst. cc 
Bei einer Beleihung durch individuell-konkreten Akt und einem 
damit verbundenen Zuständigkeitswechsel ist zu beachten, dass 
dies für den Bürger nicht transparent ist. Deshalb sind aus Grün-
den des Rechtsstaatsprinzips im Falle einer individuellen Belei-
hung die beliehene Person, die ihr übertragenen Aufgaben und Be-
fugnisse, ihr Zuständigkeitsbereich sowie das Ende der Beleihung 
in dem entsprechenden Veröffentlichungsorgan (Staatsanzeiger 
oder Amtsblatt) bekanntzumachen.  

Zu Nr. 2 Buchst. b 

Anpassung der Bezeichnung des zuständigen Staatsministeriums. 

Zu Nr. 3 

Art. 11 Abs. 1 GDVG wird an die aktuelle Bezeichnung des zu-
ständigen Staatsministeriums angepasst. 

Zu Nr. 4 Buchst. a 

Nach § 34 Abs. 11 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) besteht die 
Verpflichtung zur Erhebung des Impfstatus im Rahmen der Schul-
eingangsuntersuchung. Die amtliche Begründung sieht die Kennt-
nisse über das Impfverhalten und den Impfstatus als erforderlich 
an, um eine gezielte Impfaufklärung der betreffenden Bevölke-
rungsgruppe durchführen zu können. Ein weiteres wichtiges An-
liegen dabei ist die Aufklärung der Sorgeberechtigen zum effekti-
ven Schutz ihres Kindes vor impfpräventablen Infektionskrankhei-
ten durch Impfungen.  

Eine Verpflichtung der Personensorgeberechtigten, die notwendi-
gen Informationen mitzuteilen, insbesondere den Impfausweis 
oder Impfbescheinigungen vorzulegen, ist bundesgesetzlich nicht 
geregelt. Im Rahmen der weiteren schulischen Impfberatungen ist 
eine Vorlagepflicht des Impfausweises oder von Impfbescheini-
gungen jedoch zwingend geboten.  

In den letzten Jahren zeigten sich gehäuft Ausbrüche von z.B. Ma-
serninfektionen. Um die Kette von Ausbrüchen in Gemeinschafts-
einrichtungen mit zum Teil schweren Gesundheitsfolgen zu 
durchbrechen, ist aus epidemiologischer Sicht eine Durchimp-
fungsquote der Bevölkerung von 95 Prozent erforderlich. Nur so 
kann eine sogenannte „Herdenimmunität“ aufgebaut werden. Die-
se bezeichnet den Effekt, dass die durch Impfung erzeugte oder 
durch Infektion erworbene Immunität gegen einen Krankheitserre-
ger innerhalb einer Population (der „Herde“) so verbreitet ist, dass 
in der Population auch nicht-immune Individuen geschützt sind, 
weil der Erreger sich nicht ausbreiten kann. Besondere Bedeutung 
besitzt die Herdenimmunität für Personen, die aus medizinischen 
Gründen nicht geimpft werden können, beispielsweise Personen 
mit Immunsuppression (Abwehrschwäche aufgrund von Erkran-
kung des Immunsystems; Organtransplantation), oder Neugebore-
nen und Säuglingen, die noch nicht geimpft werden können (z.B. 
ist die Masernimpfung erst im 12. Lebensmonat empfohlen). Da 
derzeit die Durchimpfungsraten zum Teil deutlich unter 95 Pro-
zent liegen, müssen verstärkte Anstrengungen durch den Öffentli-
chen Gesundheitsdienst (ÖGD) unternommen werden, diese zu 
steigern.  

In der Praxis haben sich folgende Schwierigkeiten gezeigt: In ein-
zelnen Landkreisen sind nur bei etwa 80 Prozent der Kinder Impf-
ausweise mitgebracht worden. Dies ist eine ungenügende Daten-
grundlage für die Berechnung von validen, d.h. gültigen Impfraten 
in diesen Kreisen, da eine Selbstaussage der Eltern oder gar der 
Kinder bezogen auf die Anzahl und den Zeitpunkt der verabreich-
ten Impfungen bei der variablen Anzahl und dem variablen Zeit-
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punkt der Impfungen höchst unzuverlässig ist. Die bisherige Pra-
xis der freiwilligen Impfbuchvorlage hat gezeigt, dass in einem 
Teil der Fälle weder Impfbücher noch Impfbescheinigungen vor-
gelegt werden und somit eine fachliche Beratung zu fehlenden 
Impfungen nicht erfolgen kann. Um dem ÖGD zu ermöglichen, 
bei möglichst allen Schülerinnen und Schülern, Impfberatungen 
durchzuführen und dadurch die Durchimpfungsrate zu erhöhen, ist 
es zwingend erforderlich, eine Vorlagepflicht einzuführen.  

Nach dem von der Ständigen Impfkommission am Robert Koch-
Institut empfohlenen Impfplan sollte zum Zeitpunkt der Schulein-
gangsuntersuchung die Grundimmunisierung für empfohlene Kin-
derimpfungen abgeschlossen sein. Notwendige Auffrischimpfun-
gen sowie die Grundimmunisierung gegen weitere impfpräventab-
le Infektionskrankheiten wie z.B. Humane Papillomaviren erfol-
gen erst zu einem späteren Zeitpunkt. Damit die Gesundheitsämter 
eine gezielte, altersgemäße Impfaufklärung nach § 34 Abs. 10 
IfSG auch hinsichtlich dieser Impfungen durchführen können, sind 
neben der Schuleingangsuntersuchung weitere schulische Impfbe-
ratungen sinnvoll und notwendig. Eine individuelle und der aktu-
ellen Situation entsprechende Impfberatung kann jedoch nur ge-
währleistet werden, wenn auch bei diesen weiteren schulischen 
Impfberatungen der Impfausweis oder etwaige Impfbescheinigun-
gen vorzulegen sind.  

Die mit Vorlage des Impfausweises und von Impfbescheinigungen 
gewonnen Daten im Rahmen der Schuleingangsuntersuchung sind 
in aggregierter und anonymisierter Form über die obersten Lan-
desgesundheitsbehörden dem Robert Koch-Institut zu übermitteln. 
Diese werden dann im Epidemiologischen Bulletin des Robert 
Koch-Instituts sowie bayernweit und auf Landkreisebene veröf-
fentlicht und geben einen Überblick insbesondere über Impfraten 
und Impflücken in den einzelnen Regionen. Mit der Einführung 
einer landesrechtlichen gesetzlichen Vorlagepflicht vorhandener 
Impfausweise und Impfbescheinigungen wird eine ausreichende 
Datengrundlage zur Erfüllung des gesetzlichen Auftrags aus § 34 
Abs. 11 IfSG geschaffen. Im Rahmen der weiteren schulischen 
Impfberatungen werden die Daten in aggregierter Form zur Fest-
stellung der Durchimpfungsrate erhoben. Diese werden dann dem 
Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit übermittelt. 

Die Pflicht zur Vorlage des Impfausweises oder von Impfbeschei-
nigungen besteht nur, soweit diese vorhanden sind. Damit wird 
dem Umstand Rechnung getragen, dass weder eine gesetzliche 
Pflicht zur Vorhaltung eines Impfausweises noch eine allgemeine 
gesetzliche Impfpflicht besteht. Der Impfausweis ist ein standardi-
sierter kostenloser Impfausweis, der für jedes Neugeborene ausge-
stellt wird und darüber hinaus bei jedem Gesundheitsamt erhält-
lich ist. Eine Impfbescheinigung wird nur dann ausgestellt, wenn 
ein Impfausweis nicht vorhanden ist. Der impfende Arzt ist jedoch 
nach § 22 IfSG zur Dokumentation der Impfung verpflichtet. 

Zu Nr. 4 Buchst. b 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nr. 5 Buchst. a 

Nach Art. 18 Abs. 1 GDVG hat derjenige, der gegen Entgelt kran-
kenpflegerische Tätigkeiten erbringt oder anbietet, dies der unte-
ren Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Ver-
braucherschutz anzuzeigen und die entsprechenden Unterlagen 
vorzulegen. Art. 18 Abs. 2 GDVG erweitert die qualifizierte An-
zeigepflicht nach Abs. 1 auf das angestellte Pflegepersonal. Anzei-
ge- und nachweispflichtig sind jedoch auch in diesen Fällen nur 
die Unternehmer, die auf diese Weise auch zu sorgfältiger Perso-
nalauswahl veranlasst werden. Durch die neue Spezialregelung in 
Abs. 2a soll klargestellt werden, bei welcher unteren Behörde für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz 

die Anzeige zu erfolgen hat. Natürliche Personen haben die Mel-
dung bei der unteren Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Er-
nährung und Verbraucherschutz der Hauptwohnung im Sinn von 
§ 12 Abs. 2 des Melderechtsrahmengesetzes zu erstatten. Bei 
sonstigen Pflegediensten müssen die Tätigkeiten und die Mitarbei-
ter grundsätzlich nur am Sitz des Unternehmens gemeldet werden. 
Juristische Personen des Privatrechts und sonstige Personenverei-
nigungen haben ihren Sitz an dem Ort, der durch Gesetz, Gesell-
schaftsvertrag, Satzung, Stiftungsgeschäft oder dergleichen be-
stimmt ist. Fehlt es an einer derartigen Bestimmung, so ist als Sitz 
der Ort anzunehmen, an dem die (Haupt)Verwaltung geführt wird. 
Hat ein überregional tätiger Pflegedienst örtliche Niederlassungen, 
die organisatorisch selbständig sind, so hat die Anzeige auch ge-
genüber der unteren Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Er-
nährung und Verbraucherschutz zu erfolgen, in deren Bezirk die 
Niederlassung gelegen ist. Unter organisatorisch selbständigen 
Niederlassungen sind insbesondere ausgegliederte Personalver-
waltungen oder Zweigniederlassungen zu verstehen. Zweignieder-
lassungen sind typischerweise räumlich von der Hauptniederlas-
sung getrennt, tätigen selbständig ihre Geschäfte, sind ins Han-
delsregister eingetragen, haben aber keine eigene Rechtspersön-
lichkeit. Bei unselbständigen Betriebsstätten, die von der Definiti-
on der Betriebsstätte nach § 12 der Abgabenordnung auch umfasst 
werden, muss jedoch keine separate Meldung erstattet werden. 
Natürliche Personen, die ihre Hauptwohnung nicht in Bayern ha-
ben sowie Pflegedienste mit Sitz oder selbständigen Niederlassun-
gen außerhalb Bayerns müssen die krankenpflegerischen Tätigkei-
ten und die beschäftigten Pflegekräfte bei jeder unteren Behörde 
für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz anzeigen, in deren Bezirk die Tätigkeiten erbracht oder an-
geboten werden. Darüber hinaus wird in Abs. 2a Satz 3 geregelt, 
dass die untere Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz die Meldungen und die vorgelegten 
Unterlagen anderen unteren Behörden für Gesundheit, Veterinär-
wesen, Ernährung und Verbraucherschutz zur Erfüllung von deren 
Aufgaben übermitteln darf. Bei landkreisübergreifend tätigen An-
bietern von Pflegedienstleistungen können die jeweils betroffenen 
unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz Beschwerden oder Anfragen von Bürgern nur 
dann in geeigneter Weise nachgehen, wenn ihnen die Meldeunter-
lagen von der für die Anzeige der krankenpflegerischen Tätigkei-
ten zuständigen Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz zur Verfügung gestellt werden. 

Zu Nr. 5 Buchst. b 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nr. 5 Buchst. c 

In dem neuen Abs. 4 Satz 2 GDVG wird klar gestellt, welche un-
tere Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und Ver-
braucherschutz für die Untersagung krankenpflegerischer Tätig-
keiten nach Abs. 1 und 2 zuständig ist. Die Regelung entspricht 
der örtlichen Zuständigkeitsregelung nach Art. 3 Abs. 1 Nr. 4 des 
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes, wonach die Behörde 
zuständig ist, in deren Bezirk der Anlass für die Amtshandlung 
hervortritt.  

Da etliche Anbieter von Pflegedienstleistungen landkreisübergrei-
fend tätig werden, können auch in den Zuständigkeitsbereichen 
mehrerer unterer Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz Tatsachen vorliegen, die eine Untersa-
gung der krankenpflegerischen Tätigkeit rechtfertigen können. 
Deshalb bedarf es eines Informationsaustausches zwischen den un-
teren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz. Die Behörde, die ein Untersagungsverfahren 
eingeleitet hat, unterrichtet darüber und über dessen Abschluss die 
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anderen unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz (Satz 3). Damit wird verhindert, dass 
parallel mehrere Untersagungsverfahren durchgeführt werden. Die 
anderen unteren Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz sind berechtigt, der in ihrem Bezirk 
bekannt gewordene, für eine Untersagung relevante Tatsachen der 
zuständigen Behörde mitzuteilen, damit diese bei dem Untersa-
gungsverfahren berücksichtigt werden können (Satz 4). 

Zu Nr. 5 Buchst. d 

Da die für die Untersagung einer krankenpflegerischen Tätigkeit 
zuständige Behörde nunmehr in Art. 18 Abs. 4 GDVG normiert 
wird, ist die Verweisung auf die Zuständigkeitsnorm des § 35 
Abs. 7 GewO entbehrlich. Im Übrigen handelt es sich um eine re-
daktionelle Folgeänderung. 

Zu Nr. 6 Buchst. a 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung medizinrechtli-
cher Vorschriften ist entsprechend § 22 des Medizinproduktege-
setzes (MPG) die nach § 20 Abs. 1 Satz 1 MPG erforderliche zu-
stimmende Bewertung der Ethik-Kommission vom Sponsor bei 
der nach Landesrecht für den Prüfer zuständigen unabhängigen in-
terdisziplinär besetzten Ethik-Kommission zu beantragen. Wird 
die klinische Prüfung von mehreren Prüfern durchgeführt, so ist 
der Antrag bei der für den Hauptprüfer, wird sie an mehreren Prüf-
stellen durchgeführt, so ist er bei der für den Leiter der klinischen 
Prüfung zuständigen Ethik-Kommission zu stellen. Unabhängige 
Ethik-Kommissionen werden in Bayern – entsprechend der bereits 
bei klinischen Prüfungen von Arzneimitteln bewährten Vorge-
hensweise – bei den staatlichen Hochschulen mit Medizinischen 
Fakultäten und der Bayerischen Landesärztekammer eingerichtet. 

Zu Nr. 6 Buchst. b 

Änderung der Zitierweise. 

Zu Nr. 7 Buchst. a 

Änderung der Zitierweise. 

Zu Nr. 7 Buchst. b 

In den neuen Abs. 2 und 3 des Art. 29b wird die Zuständigkeitsab-
grenzung zwischen Ethik-Kommissionen bei den staatlichen 
Hochschulen und bei der Bayerischen Landesärztekammer ent-
sprechend der Regelung in Abs. 1 vorgenommen. 

Für die Bewertung der klinischen Prüfung zahnärztlicher Medizin-
produkte kann der Bayerischen Landesärztekammer der erforderli-
che Sachverstand fehlen. Deswegen soll in diesen Fällen die Baye-
rische Landeszahnärztekammer der Ethik-Kommission der Baye-
rischen Landesärztekammer auf deren Verlangen ein Gutachten 
erstatten. Die Verpflichtung der Bayerischen Landeszahnärzte-
kammer, ein solches Gutachten zu erstellen, lässt sich zwar auch 
aus Art. 46 Abs. 1 i. V. mit Art. 2 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 des 
Heilberufe-Kammergesetzes (HKaG) herleiten, soll aber wegen 
des Sachzusammenhangs ausdrücklich in Art. 29b Abs. 2 und 3 
GDVG normiert werden. 

In die Bewertung der klinischen Prüfung (zahnärztlicher) Medi-
zinprodukte ist auch die Qualifikation des Prüfenden mit einzube-
ziehen. Daher dürfen bei der Erstattung des Gutachtens durch die 
Bayerische Landeszahnärztekammer auch dort bekannte personen-
bezogene Daten über die Person des Prüfenden, die für die Beur-
teilung der Qualifikation erheblich sein können, genutzt und an die 
Ethik-Kommission bei der Bayerischen Landesärztekammer über-
mittelt werden. Dies gilt nur für Daten, welche der Bayerischen 
Landeszahnärztekammer anlässlich der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben nach dem Heilberufe-Kammergesetz, insbesondere als Auf-

sicht führende Körperschaft über die Berufsausübung der Zahn-
ärzte in Bayern, rechtmäßig bekannt geworden sind. 

In Art. 29b Abs. 3 Satz 4 wird klargestellt, dass von der Bayeri-
schen Landeszahnärztekammer für die Erstattung des Gutachtens 
keine Kosten erhoben werden. 

Zu Nr. 7 Buchst. c 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nr. 8 

In Art. 29c Abs. 2 Satz 2 ist das zuständige Staatsministerium 
noch mit der früheren Bezeichnung „Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz“ aufgeführt. Aus Gründen der Rechtsklarheit 
soll die neue Ressortbezeichnung „Umwelt und Gesundheit“ ange-
geben werden. 

Zu Nr. 9 Buchst. a und b 

In Art. 29f Abs. 1 Sätze 1 und 2 GDVG ist das zuständige Staats-
ministerium noch mit der früheren Bezeichnung „Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz“ aufgeführt. Aus Gründen der 
Rechtsklarheit soll die neue Ressortbezeichnung „Umwelt und 
Gesundheit“ angegeben werden. 

Zu Nr. 10 

Aufgrund der Änderungen in Art. 29b Abs. 3 GDVG (Bewertung 
der klinischen Prüfung zahnärztlicher Medizinprodukte durch die 
Bayerische Landeszahnärztekammer) wird auch der der die Haf-
tungsfragen regelnde Art. 29g GDVG angepasst.  

Zu Nr. 11 

Es wird geregelt, dass außer der nach den Krebsfrüherkennungs-
Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses errichteten 
Zentralen Stelle zur Durchführung von bevölkerungsbezogenen 
Screening-Maßnahmen auch die nach Art. 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12 
GDVG bestimmten Stellen Meldedaten erhalten. Im Rahmen des 
Art. 31a Satz 2 GDVG wurde bislang nur auf das Mammographie-
Screening abgestellt. Da mit der Erweiterung von Einladungsver-
fahren auf andere Krebsfrüherkennungsuntersuchungen auch 
Männer betroffen sein werden, ist die Regelung geschlechtsneutral 
umzuformulieren. 

Zu Nr. 12 Buchst. a 

Doppelbuchst. aa 

Dreifachbuchst. aaa 

Anpassung an die aktuelle Bezeichnung des zuständigen Staatsmi-
nisteriums. 

Dreifachbuchst. bbb 

Redaktionelle Folgeänderungen zu Nr. 4 und Nr. 10 a) aa) ccc). 

Dreifachbuchst. ccc 

Das Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit wird ermäch-
tigt, Vorschriften zur Durchführung landesweiter Einladungsver-
fahren zu Früherkennungsuntersuchungen, auf deren Durchfüh-
rung gesetzlich Krankenversicherte Anspruch haben und zu denen 
der Gemeinsame Bundesausschuss bislang kein bundesweites Ein-
ladungswesen vorschreibt, wie z.B. ein organisiertes bevölke-
rungsbezogenes Dickdarmkrebs-Screening mit Einladungswesen, 
durch Rechtsverordnung zu erlassen. 

Doppelbuchst. bb 

In einer Rechtsverordnung zur Durchführung landesweiter Einla-
dungsverfahren zu Früherkennungsuntersuchungen dürfen die Trä-
ger der gesetzlichen Krankenversicherung nicht zur Beteiligung an 
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den Kosten der Einladungsverfahren verpflichtet werden. Auf-
grund der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz für den 
Bereich der Sozialversicherung nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG 
kann der Freistaat Bayern im Bereich der Früherkennungsuntersu-
chungen nur insoweit Regelungen treffen, als dem Schweigen des 
Bundesgesetzgebers – bzw. des von ihm mit Normsetzungskom-
petenzen versehenen Gemeinsamen Bundesausschusses (§§ 91 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, 25 Abs. 4 Satz 2 und 3 SGB V) – kein norma-
tiver Charakter zukommt. Der Gemeinsame Bundesausschuss hat 
mit Ausnahme des Mammographie-Screenings bisher nicht von 
seinem normsetzenden Ermessen zur Regelung des Näheren über 
die Krebsfrüherkennungsuntersuchungen Gebrauch gemacht. Da-
mit hat er sich zwar nicht gegen die Einrichtung eines Einla-
dungswesens als solches, aber inzident gegen eine damit verbun-
dene unmittelbare Kostenrelevanz für die gesetzlichen Kranken-
kassen ausgesprochen. Der Nichtregelung durch den Gemeinsa-
men Bundesausschuss kommt insoweit der Charakter eines „be-
redten Schweigens“ und somit eine Sperrwirkung in Bezug auf 
landesrechtliche Regelungen zu. 

Durch eine Rechtsverordnung nach Art. 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12 
GDVG, die sich auch auf nicht gesetzlich Versicherte erstrecken 
kann, bleibt die datenschutzrechtliche Grundlage zur Erhebung 
von Meldedaten in Art. 31a GDVG unberührt. 

Der durch die Nutzung der Melderegisterdaten bedingte Eingriff 
in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung ist in-
haltlich geringfügig und durch den Regelungszweck gerechtfer-
tigt. Durch Einladungssysteme für ggf. lebensrettende Maßnah-
men der Sekundärprävention wird die Gesundheit der Bevölke-
rung auf breiter Basis gefördert. Langfristig kann sich eine ver-
stärkte Teilnahme an den Früherkennungsuntersuchungen positiv 
auf die Finanzlage der Gesetzlichen Krankenversicherung auswir-
ken. Die Melderegisterdaten enthalten keine medizinischen Infor-
mationen; ihre Speicherung und ihre Verarbeitung unterliegen den 
allgemeinen datenschutzrechtlichen Bestimmungen.  

Zu Nr. 12 Buchst. b 

Doppelbuchst. aa 

Dreifachbuchst. aaa 
Anpassung an die aktuelle Bezeichnung des zuständigen Staats-
ministeriums. 

Dreifachbuchst. bbb 

Vierfachbuchst. aaaa 
Änderung der Zitierweise und redaktionelle Änderung. 

Vierfachbuchst. bbbb 
Eine Zuständigkeitsregelung zum Vollzug der Internationalen Ge-
sundheitsvorschriften vom 23. Mai 2005 (IGV) existiert in Bayern 
bisher nicht. Der Deutsche Bundestag hat am 9. Februar 2012 das 
Gesetz zur Durchführung der IGV beschlossen. Danach soll der 
Vollzug der IGV und des Durchführungsgesetzes grundsätzlich 
den nach Landesrecht zuständigen Behörden obliegen. Soweit das 
Durchführungsgesetz Vorschriften der IGV nicht behandelt, gelten 
diese aufgrund des Gesetzes vom 20. Juli 2007 (BGBl. II S. 930) 
als Bundesrecht. Insofern haben die Länder die Einrichtung der 
Behörden und das Verwaltungsverfahren zu regeln (Art. 84 Abs. 1 
Satz 1 GG). Die gesetzliche Ermächtigungsgrundlage zur Rege-
lung der zuständigen Landesbehörden wird in Art. 34 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 Buchst. h GDVG geschaffen. Zwar hat der Bundesrat 
zu dem Durchführungsgesetz in seiner Sitzung vom 2. März 2012 
den Vermittlungsausschuss angerufen. In dem Vermittlungsver-
fahren geht es aber ausschließlich um die Tragung der Kosten für 
die Schaffung und Unterhaltung der von bestimmten Flughäfen 

und Häfen vorzuhaltenden Kapazitäten. Durch das Vermittlungs-
verfahren wird sich also an der Zuständigkeit der Landesbehörden 
für den Vollzug der IGV und des Durchführungsgesetzes nichts 
ändern. 

Auch das Gendiagnostikgesetz (GenDG) wird mangels einer an-
derweitigen Zuständigkeitsregelung von den Ländern als eigene 
Angelegenheit ausgeführt. Deshalb bedarf es einer gesetzlichen 
Ermächtigungsgrundlage, um die zuständigen Behörden für den 
Vollzug des Gendiagnostikgesetzes bestimmen zu können. Das 
Gesetz wendet sich zwar in erster Linie an Ärztinnen und Ärzte, 
die genetische Untersuchungen und Analysen vornehmen oder 
veranlassen, sowie an Versicherer und Arbeitgeber. Nach § 23 
Abs. 2 GenDG erstellt aber die Gendiagnostik-Kommission in Be-
zug auf den allgemein anerkannten Stand der Wissenschaft und 
Technik Richtlinien insbesondere für die Beurteilung genetischer 
Eigenschaften und für die Anforderungen an bestimmte Qualifika-
tionen, an die Inhalte der Aufklärung und der genetischen Bera-
tung, an die Durchführung genetischer Analysen genetischer Pro-
ben, an die Durchführung der vorgeburtlichen Risikoabklärung so-
wie an die insoweit erforderlichen Maßnahmen zur Qualitätssiche-
rung und an die Durchführung genetischer Reihenuntersuchungen. 
Nach Erlass der Richtlinien kann sich die Notwendigkeit ergeben, 
die Einhaltung dieser Anforderungen durch behördliche Stellen zu 
überwachen. Für die Verfolgung und Ahndung von Straftaten 
nach § 25 GenDG sind die Strafverfolgungsbehörden zuständig. 
Die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 
§ 26 GenDG obliegt derzeit gemäß § 3 Abs. 2 der Verordnung 
über Zuständigkeiten im Ordnungswidrigkeitenrecht (ZuVOWiG) 
den Kreisverwaltungsbehörden. 

Die Zuständigkeit für den Vollzug der Trinkwasserverordnung ist 
ebenfalls landesrechtlich zu bestimmen. Die gesetzliche Ermächti-
gungsgrundlage hierfür wird in Art. 34 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2  
Buchst. k GDVG geschaffen. 

Doppelbuchst. bb 
Anpassung an die aktuelle Bezeichnung des zuständigen Staats-
ministeriums. 

Zu Nr. 12 Buchst. c 

Anpassung an die aktuelle Bezeichnung des zuständigen Staats-
ministeriums. 

Zu Nr. 13 

Die in diesem Artikel enthaltenen Änderungen anderer Gesetze 
sind bereits in Kraft getreten und mittlerweile teilweise durch 
andere Änderungen überholt. Daher kann dieser Artikel aufgeho-
ben werden.  

Zu Nr. 14 

redaktionelle Folgeänderung. 

 

Zu § 2   
(Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzge-
setzes) 

Zu Nr. 1  

Die Geltungsdauer für die Vorlagepflicht des vorhandenen Impf-
ausweises und der Impfbescheinigungen gemäß § 1 Nr. 4 a soll 
auf drei Jahre befristet werden. Der Erfolg der Maßnahme ist bis 
dahin zu evaluieren. Führt die Vorlagepflicht zu einer signifikan-
ten Verbesserung der Datengrundlage, so wird die Befristung der 
Geltungsdauer in drei Jahren aufgehoben. 
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Zu Nr. 2 

Redaktionelle Folgeänderung. 

 

Zu § 3   
(Änderung des Bestattungsgesetzes): 

Zu Nr. 1 Buchst. a 

Anpassung an die aktuelle Bezeichnung des zuständigen Staatsmi-
nisteriums. 

Zu Nr. 1 Buchst. b 

Unter „Lebenspartnerin oder Lebenspartner“ sind nur die Perso-
nen zu verstehen, die nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz eine 
Lebenspartnerschaft begründet haben. Sonstige Lebenspartner 
oder in häuslicher Gemeinschaft lebende Personen sind von dem 
Begriff nicht umfasst, da sich dieser Personenkreis nicht eindeutig 
abgrenzen lässt.  

Nach § 1 LPartG können zwei Menschen gleichen Geschlechts ei-
ne Lebenspartnerschaft begründen. Durch das Lebenspartner-
schaftsgesetz wurden den Lebenspartnern besondere Rechte und 
Pflichten eingeräumt. So sind Lebenspartner beispielsweise gemäß 
§ 5 LPartG gegenseitig unterhaltspflichtig, nach § 10 LPartG ist 
die überlebende Lebenspartnerin oder der überlebende Lebens-
partner gesetzlicher Erbe. Schließlich gelten nach § 11 LPartG Le-
benspartner als Familienangehörige der anderen Lebenspartnerin 
oder des anderen Lebenspartners, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist.  

Bei der Durchführung der Bestattung kommt es vor allem auf den 
Willen des Verstorbenen an. Dieser Wille lässt sich aber nur dann 
mit hinreichender Sicherheit ermitteln, wenn die Bestattung in den 
Zuständigkeitsbereich von Personen fällt, die dem Verstorbenen 
möglichst nahe gestanden haben. Dies dürfte bei der Lebenspart-
nerin oder dem Lebenspartner grundsätzlich der Fall sein. In 
Art. 15 BestG und der dazugehörigen Bestattungsverordnung sind 
Lebenspartner hinsichtlich der Bestattungspflicht und der Pflicht 
zur Veranlassung der Leichenschau bislang nicht aufgeführt. Auf-
grund der besonderen Stellung, die das Lebenspartnerschaftsge-

setz den Lebenspartnern einräumt, soll die Lebenspartnerin oder 
der Lebenspartner vom Rang her vor den sonstigen Verwandten 
und Verschwägerten auf- und absteigender Linie aufgeführt wer-
den.  

Zu Nr. 2 

Anpassung an die aktuelle Bezeichnung des zuständigen Staatsmi-
nisteriums. 

 

Zu § 4   
(Inkrafttreten, Außerkrafttreten): 

Abs. 1 der Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Abweichend davon treten nach Abs. 2 Nr. 1 die Änderungen in § 1 
Nr. 6 und Nr. 7 Buchst. b und c sowie Nr. 10 rückwirkend in 
Kraft. Die gesetzliche Verpflichtung einer nach Landesrecht gebil-
deten Ethik-Kommission zur Bewertung einer klinischen Prüfung 
von Medizinprodukten und einer Leistungsbewertungsprüfung 
von In-vitro-Diagnostika besteht seit dem 21. März 2010. Die 
Ethik-Kommissionen bei der Bayerischen Landesärztekammer 
und den staatlichen Hochschulen nehmen die staatliche Voll-
zugsaufgabe bereits seit diesem Zeitpunkt wahr. Durch die Rück-
wirkung des neuen Art. 29a Satz 1 und des neuen Art. 29b Abs. 2 
und 3 GDVG wird im Interesse der Rechtssicherheit eine eindeuti-
ge Rechtsgrundlage für bereits durchgeführte Verfahren getroffen. 
Aufgrund dessen muss auch die in Art. 29g vorgesehene Ände-
rung der Haftungsregelung rückwirkend in Kraft treten. Mit der 
Rückwirkung ist weder eine Belastung für die Antragsteller noch 
für die Bürger verbunden. 

Ferner soll nach Abs. 2 Nr. 2 der § 2 des Änderungsgesetzes erst 
3 Jahre nach Inkrafttreten des Änderungsgesetzes in Kraft treten. 
Dadurch wird die neu eingeführte Regelung in Art. 14 Abs. 5 
Satz 8 GDVG auf drei Jahre befristet. Vor Außerkrafttreten der 
Regelung soll der Nutzen evaluiert werden und gegebenenfalls 
dann eine längerfristige Vorlagepflicht der Impfausweise und -be-
scheinigungen vorgesehen werden. Dann wäre § 2 des Änderungs-
gesetzes vor dessen Inkrafttreten aufzuheben.  

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Franz Maget



Zweiter Vizepräsident Franz Maget: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 c auf:

Erste Lesung

zu Gesetzentwürfen, die ohne Aussprache an die federführenden Ausschüsse 

überwiesen werden sollen

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes und des 

Bestattungsgesetzes (Drs. 16/13420)

Gesetzentwurf Staatsregierung

zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften (Drs. 16/13462)

Gesetzentwurf Staatsregierung

zur Änderung der Bayerischen Bauordnung und des Baukammerngesetzes (Drs. 

16/13683)

Gesetzentwurf Staatsregierung

zur Änderung des Gesetzes über die Zuständigkeiten zum Vollzug wirtschafts­

rechtlicher Vorschriften (ZustWiG) (Drs. 16/13684)

Gibt es hinsichtlich der Zuweisung dieser Gesetzentwürfe Änderungswünsche? - Das 

ist nicht der Fall. Dann kommen wir zur Beschlussfassung über die Zuweisung. Wer 

damit einverstanden ist, dass die Gesetzentwürfe den jeweils zuständigen Ausschüs­

sen zugewiesen werden, den bitte ich um das Handzeichen. - Dann ist das so be­

schlossen.

Protokollauszug
108. Plenum, 25.09.2012 Bayerischer Landtag - 16. Wahlperiode 1 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 
des Ausschusses für Umwelt und Gesundheit 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/13420 

zur Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbrau-
cherschutzgesetzes und des Bestattungsgesetzes 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hu-
bert Aiwanger, Florian Streibl, Alexan-
der Muthmann u.a. und Frakti-
on (FREIE WÄHLER) 

Drs. 16/13867 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-
rung des Gesundheitsdienst- und Verbraucher-
schutzgesetzes und des Bestattungsgesetzes 
(Drs. 16/13420) 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass § 3 wie folgt geän-
dert wird: 

1. Es wird folgende neue Nr. 1 eingefügt: 

„1. In Art. 9 Abs. 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
„2Die Friedhöfe müssen sich in das Orts- und 
Landschaftsbild einfügen; die Erfordernisse ei-
ner geordneten städtebaulichen Entwicklung 
und die Ziele der Raumordnung sind zu beach-
ten, die Grundsätze und die sonstigen Erfor-
dernisse der Raumordnung sind zu berücksich-
tigen.““ 

2. Die bisherigen Nrn. 1 und 2 werden Nrn. 2 und 3. 

Berichterstatterin: Christa Stewens 
Mitberichterstatterin: Kathrin Sonnenholzner 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für Um-
welt und Gesundheit federführend zugewiesen.  
Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Verbraucherschutz hat den Gesetzent-
wurf endberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Gesetzent-
wurf und den Änderungsantrag Drs. 16/13867 in 
seiner 78. Sitzung am 8. November 2012 beraten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Auss-
chuss e i n s t i m m i g  mit den in I. enthaltenen 
Änderungen Zustimmung empfohlen. 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/13867 
hat der Ausschuss einstimmig Z u s t i m m u n g  
empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. 
seine Erledigung gefunden. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlaments-
fragen und Verbraucherschutz hat den Gesetzent-
wurf und den Änderungsantrag Drs. 16/13867 in 
seiner 87. Sitzung am 15. November 2012 endbera-
ten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Auss-
chuss e i n s t i m m i g  der Beschlussempfehlung 
des federführenden Ausschusses zugestimmt, mit 
der Maßgabe, dass in § 4 Abs. 1 als Datum des In-
krafttretens der „1. Januar 2013“ und in Abs. 2 Nr. 
2 der „1. Januar 2016“ eingefügt werden. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 16/13867 
hat der Ausschuss einstimmig Z u s t i m m u n g  
empfohlen. 
Der Änderungsantrag hat durch die Aufnahme in I. 
seine Erledigung gefunden. 

Dr. Christian Magerl 
Vorsitzender 
 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - 
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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/13420, 16/14810 

Gesetz zur Änderung des Gesundheitsdienst- und 
Verbraucherschutzgesetzes und des Bestattungsgesetzes 

§ 1 
Änderung des Gesundheitsdienst-  
und Verbraucherschutzgesetzes 

Das Gesetz über den öffentlichen Gesundheits- und Veteri-
närdienst, die Ernährung und den Verbraucherschutz sowie 
die Lebensmittelüberwachung (Gesundheitsdienst- und Ver-
braucherschutzgesetz – GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl 
S. 452, BayRS 2120-1-UG), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 25. Mai 2011 (GVBl S. 234), wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 3 Abs. 1 Nr. 1, Art. 5 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 
Satz 3 werden jeweils die Worte „, Gesundheit und 
Verbraucherschutz“ durch die Worte „und Gesundheit“ 
ersetzt. 

2. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird durch folgende Sätze 1 bis 4 er-
setzt: 

„1Vorbehaltlich Abs. 2 kann durch Rechtsver-
ordnung nach Art. 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 be-
stimmt werden, dass  
1. einzelne Kontrollaufgaben und die zur 

Wahrnehmung dieser Aufgaben erforderli-
chen Befugnisse nach diesem Gesetz, den 
Internationalen Gesundheitsvorschriften 
und den darauf beruhenden Rechtsvor-
schriften sowie  

2. Aufgaben der unteren Behörden für Ge-
sundheit, Lebensmittelsicherheit, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz nach dem In-
fektionsschutzgesetz (IfSG) und den dar-
auf beruhenden Rechtsvorschriften  

auf eine oder mehrere Personen des Privat-
rechts übertragen werden (Beleihung). 2Die Be-

leihung kann auch durch öffentlich-rechtlichen 
Vertrag erfolgen. 3In Angelegenheiten, die sich 
auf einen Regierungsbezirk beschränken, kann 
die zuständige Regierung die Beleihung im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium für 
Umwelt und Gesundheit vornehmen. 4Bei An-
gelegenheiten, die mehrere Regierungsbezirke 
betreffen, ist das Staatsministerium für Um-
welt und Gesundheit für die Beleihung zustän-
dig.“ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 5; nach dem 
Wort „Rechtsverordnung“ werden die Worte 
„oder durch den in Satz 2 genannten öffent-
lich-rechtlichen Vertrag“ eingefügt. 

cc) Es wird folgender Satz 6 angefügt: 

„6Im Fall einer Beleihung durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag sind im Staatsanzeiger 
oder im Amtsblatt der Regierung die beliehene 
Person, die ihr übertragenen Aufgaben und Be-
fugnisse, ihr Zuständigkeitsbereich sowie das 
Ende der Beleihung bekannt zu machen.“ 

b) In Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „, Gesundheit 
und Verbraucherschutz“ durch die Worte „und Ge-
sundheit“ ersetzt. 

3. In Art. 11 Abs. 1 werden jeweils die Worte „, Gesund-
heit und Verbraucherschutz“ durch die Worte „und Ge-
sundheit“ ersetzt. 

4. Art. 14 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Satz 8 eingefügt: 

„8Bei der Schuleingangsuntersuchung nach Satz 4 
und bei weiteren schulischen Impfberatungen sind 
vorhandene Impfausweise und Impfbescheinigun-
gen (§ 22 IfSG) der Kinder durch die Personensor-
geberechtigten vorzulegen.“ 

b) Der bisherige Satz 8 wird Satz 9. 

5. Art. 18 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender Abs. 2a eingefügt: 

„(2a) 1Örtlich zuständig für Anzeigen nach Abs. 1 
und 2 ist die untere Behörde für Gesundheit, Vete-
rinärwesen, Ernährung und Verbraucherschutz, in 
deren Bezirk 
1. die natürliche Person  

a) ihre Hauptwohnung hat oder 
b) die Tätigkeiten erbringt oder anbietet, 

wenn die Hauptwohnung nicht im Frei-
staat Bayern ist, 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - 
Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 
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2. sonstige Anbieter von Pflegedienstleistungen  
a) ihren Sitz haben oder 
b) Tätigkeiten erbringen oder anbieten, wenn 

die Pflegedienste im Freistaat Bayern we-
der ihren Sitz noch eine Niederlassung ha-
ben. 

2Bei Pflegediensten mit organisatorisch selbststän-
digen örtlichen Niederlassungen hat die Anzeige 
auch gegenüber der unteren Behörde für Gesund-
heit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz zu erfolgen, in deren Bezirk die Niederlas-
sung gelegen ist. 3Die untere Behörde für Gesund-
heit, Veterinärwesen, Ernährung und Verbraucher-
schutz, bei der die Anzeige nach Abs. 1 und 2 er-
folgt ist, ist befugt, die Anzeigen und vorgelegten 
Unterlagen gemäß Abs. 1 und 2 anderen unteren 
Behörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz zur Erfüllung von de-
ren Aufgaben zu übermitteln.“ 

b) In Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „und Abs. 2“ 
durch die Worte „, Abs. 2 und 2a“ ersetzt. 

c) Abs. 4 wird wie folgt geändert:  

aa) Es werden folgender neuer Satz 2 und folgen-
der Satz 3 eingefügt: 

„2Zuständig für die Untersagung ist die untere 
Behörde für Gesundheit, Veterinärwesen, Er-
nährung und Verbraucherschutz, in deren Be-
zirk die Tatsachen nach Satz 1 bekannt wer-
den; sie unterrichtet die anderen unteren Be-
hörden für Gesundheit, Veterinärwesen, Er-
nährung und Verbraucherschutz über die Ein-
leitung und den Abschluss eines Untersa-
gungsverfahrens. 3Die anderen Behörden für 
Gesundheit, Veterinärwesen, Ernährung und 
Verbraucherschutz sind befugt, in ihrem Be-
zirk bekannt gewordene Tatsachen nach Satz 1 
der zuständigen Behörde mitzuteilen.“ 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4; die Worte 
„, Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 6 bis 7a“ werden 
durch die Worte „und Abs. 2, 3, 6 und 7a“ er-
setzt. 

6. Art. 29a Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „nach den §§ 40 bis 42 des Arzneimit-
telgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Dezember 1998 (BGBl I S. 3586) in der 
jeweils geltenden Fassung“ werden durch die Wor-
te „nach §§ 40 bis 42 des Arzneimittelgesetzes 
(AMG), zur Bewertung der klinischen Prüfung ei-
nes Medizinprodukts und der Leistungsbewer-
tungsprüfung eines In-vitro-Diagnostikums nach 
§§ 19 bis 24 des Medizinproduktegesetzes (MPG)“ 
ersetzt. 

b) Die Worte „(TFG) vom 1. Juli 1998 (BGBl I 
S. 1752) in der jeweils geltenden Fassung“ werden 
gestrichen. 

7. Art. 29b wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „des Arzneimittel-
gesetzes“ durch die Abkürzung „AMG“ er-
setzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „des Arzneimittel-
gesetzes“ durch die Abkürzung „AMG“ er-
setzt. 

b) Es werden folgender neuer Abs. 2 und folgender 
Abs. 3 eingefügt: 
„(2) Für die Bewertung der klinischen Prüfung ei-
nes Medizinprodukts und der Leistungsbewer-
tungsprüfung eines In-vitro-Diagnostikums nach 
§§ 19 bis 24 MPG sind zuständig 
1. die Ethik-Kommissionen bei den staatlichen 

Hochschulen, wenn der Prüfer, der Hauptprü-
fer oder der Leiter der klinischen Prüfung als 
Prüfender Mitglied der Medizinischen Fakultät 
der jeweiligen Hochschule ist oder die klini-
sche Prüfung oder Leistungsbewertungsprü-
fung an der Medizinischen Fakultät der jewei-
ligen Hochschule oder einer ihrer Einrichtun-
gen durchführt;  

2. die Ethik-Kommission bei der Bayerischen 
Landesärztekammer in allen übrigen Fällen. 

(3) 1Die Bayerische Landeszahnärztekammer er-
stattet der Ethik-Kommission bei der Bayerischen 
Landesärztekammer auf deren Verlangen die für 
die Bewertung der klinischen Prüfung zahnärztli-
cher Medizinprodukte erforderlichen Gutachten. 
2Zur Erstattung der Gutachten dürfen auch perso-
nenbezogene Daten über die Person des Prüfenden 
genutzt werden, die der Bayerischen Landeszahn-
ärztekammer im Rahmen der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben nach dem Heilberufe-Kammergesetz be-
kannt wurden und für die Beurteilung der Qualifi-
kation der oder des Prüfenden erheblich sein kön-
nen. 3Diese Daten dürfen bei der Erstattung des 
Gutachtens an die Ethik-Kommission bei der Baye-
rischen Landesärztekammer übermittelt werden. 
4Für die Erfüllung ihrer Aufgaben nach den Sätzen 
1 bis 3 werden von der Bayerischen Landeszahn-
ärztekammer keine Kosten erhoben.“ 

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 4. 
8. In Art. 29c Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „, Ge-

sundheit und Verbraucherschutz“ durch die Worte „und 
Gesundheit“ ersetzt. 

9. Art. 29f Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden die Worte „, Gesundheit und 

Verbraucherschutz“ durch die Worte „und Ge-
sundheit“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „, Gesundheit- und 
Verbraucherschutz“ durch die Worte „und Ge-
sundheit“ ersetzt. 
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10. Art. 29g Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 1 werden nach den Worten „ oder der Bay-

erischen Landesärztekammer“ die Worte „oder ein 
Sachverständiger der Bayerischen Landeszahnärz-
tekammer“ eingefügt. 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Ethik-Kommis-
sionen“ die Worte „oder der Bayerischen Landes-
zahnärztekammer gegen Sachverständige“ einge-
fügt. 

11. In Art. 31a Satz 2 werden nach den Worten „Gemeinsa-
men Bundesausschusses“ die Worte „oder eine auf 
Grund einer Verordnung nach Art. 34 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 12“ eingefügt und die Worte „der nicht gesetzlich 
versicherten Frauen“ durch die Worte „nicht gesetzlich 
krankenversicherter Personen“ ersetzt. 

12. Art. 34 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie 
folgt geändert: 

aaa) Im einleitenden Satzteil werden die Worte 
„, Gesundheit und Verbraucherschutz“ 
durch die Worte „und Gesundheit“ er-
setzt. 

bbb) In Nr. 11 werden die Zahl „8“ durch die 
Zahl „9“ und der Schlusspunkt durch ein 
Komma ersetzt. 

ccc) Es wird folgende Nr. 12 angefügt: 

„12. a) landesweite Einladungsverfahren 
zu Früherkennungsuntersuchungen 
für gesetzlich und nicht gesetzlich 
Krankenversicherte einzurichten, 
auf deren Durchführung gesetzlich 
Krankenversicherte nach den Vor-
schriften des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch und den Richtlinien 
des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses Anspruch haben und zu 
denen der Gemeinsame Bundes-
ausschuss kein bundesweites Ein-
ladungswesen vorgeschrieben hat, 

 b) das Nähere über die Durchführung 
und die Finanzierung des Einla-
dungswesens und 

 c) die zuständigen Stellen zu bestim-
men, die befugt sind, Daten der 
Melderegister zu erheben und zu 
verarbeiten.“ 

bb) Es werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt: 

„2In einer Rechtsverordnung nach Satz 1 
Nr. 12 können die Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht zur Beteiligung an 
den Kosten der Einladungsverfahren verpflich-
tet werden. 3Art. 31a bleibt unberührt.“ 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Im einleitenden Satzteil werden die Worte 
„, Gesundheit und Verbraucherschutz“ 
durch die Worte „und Gesundheit“ er-
setzt. 

bbb) Nr. 2 wird wie folgt geändert: 
aaaa) In Buchst. g werden die Worte 

„Gesetzes über das Apothekenwe-
sen“ durch das Wort „Apotheken-
gesetzes“ ersetzt und nach dem 
Wort „Apothekenbetriebsordnung“ 
ein Komma angefügt. 

bbbb) Es werden folgende Buchst. h bis k 
angefügt: 
„h) des Gesetzes zu den Internatio-

nalen Gesundheitsvorschriften 
(2005) und des IGV-Durchfüh-
rungsgesetzes (redaktionelle 
Anpassung der Überschrift des 
noch nicht beschlossenen und 
verkündeten Gesetzes möglich) 
und der auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Verordnun-
gen, 

  i) des Gendiagnostikgesetzes 
(GenDG) und der von der Gen-
diagnostik-Kommission nach 
§ 16 Abs. 2 GenDG abgegebe-
nen Stellungnahmen und nach 
§ 23 Abs. 2 GenDG erstellten 
Richtlinien und 

  k) der Trinkwasserverordnung“ 
bb) In Satz 3 werden die Worte „, Gesundheit und 

Verbraucherschutz“ durch die Worte „und Ge-
sundheit“ ersetzt. 

c) In Abs. 3, 4 und 5 werden jeweils die Worte „, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz“ durch die Worte 
„und Gesundheit“ ersetzt. 

13. Art. 36 wird aufgehoben. 
14. Der bisherige Art. 37 wird Art. 36. 

§ 2 
Weitere Änderung des Gesundheitsdienst-  

und Verbraucherschutzgesetzes 

Art. 14 Abs. 5 des Gesetzes über den öffentlichen Gesund-
heits- und Veterinärdienst, die Ernährung und den Verbrau-
cherschutz sowie die Lebensmittelüberwachung (Gesund-
heitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz – GDVG) vom 
24. Juli 2003 (GVBl S. 452, BayRS 2120-1-UG), zuletzt 
geändert durch § 1 dieses Gesetzes, wird wie folgt geän-
dert: 
1. Satz 8 wird aufgehoben. 
2. Der bisherige Satz 9 wird Satz 8. 
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§ 3 
Änderung des Bestattungsgesetzes 

Das Bestattungsgesetz – BestG – (BayRS 2127-1-UG), zu-
letzt geändert durch § 12 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2007 (GVBl S. 958), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 9 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Die Friedhöfe müssen sich in das Orts- und Land-
schaftsbild einfügen; die Erfordernisse einer geordne-
ten städtebaulichen Entwicklung und die Ziele der 
Raumordnung sind zu beachten, die Grundsätze und die 
sonstigen Erfordernisse der Raumordnung sind zu be-
rücksichtigen.“ 

2. Art. 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Gesundheit, 
Ernährung und Verbraucherschutz“ durch die Wor-
te „Umwelt und Gesundheit“ ersetzt. 

b) In Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte „der Ehe-
gatte,“ durch die Worte „die Ehegattin oder der 
Ehegatte, die Lebenspartnerin oder der Lebenspart-
ner,“ ersetzt. 

3. Im einleitenden Satzteil des Art. 16 Abs. 1 werden die 
Worte „Gesundheit, Ernährung und Verbraucher-
schutz“ durch die Worte „Umwelt und Gesundheit“ er-
setzt. 

§ 4 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 

(2) Abweichend von Abs. 1 treten 
1.  § 1 Nrn. 6, 7 Buchst. b und c und Nr. 10 mit Wirkung 

vom 21. März 2010 und 
2. § 2 am 1. Januar 2016  
in Kraft.  

Die Präsidentin  

I.V. 

Franz Maget 

II. Vizepräsident 
 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Damit kommen wir zu Tagesordnungspunkt 8:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes und des 

Bestattungsgesetzes (Drs. 16/13420) 

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Alexander 

Muthmann u. a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

(Drs. 16/13867) 

Die Fraktionen haben sich soeben darauf verständigt, auf eine Aussprache zu verzich­

ten. Damit kommen wir sofort zur Abstimmung.

Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf auf Drucksache 16/13420, der Änderungs­

antrag auf Drucksache 16/13867 und die Beschlussempfehlung des federführenden 

Ausschusses für Umwelt und Gesundheit auf Drucksache 16/14810 zugrunde.

Den Gesetzentwurf empfiehlt der federführende Ausschuss zur Annahme mit der 

Maßgabe von Änderungen. Ich verweise insoweit auf Drucksache 16/14810. Der Aus­

schuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Verbraucherschutz stimmt bei 

seiner Endberatung der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu. 

Ergänzend schlägt er vor, in § 4 als Datum des Inkrafttretens in Absatz 1 den "1. Janu­

ar 2013" und in Absatz 2 Nr. 2 den "1. Januar 2016" einzufügen. Wer dem Gesetzent­

wurf in der Fassung des endberatenden Ausschusses zustimmen will, den bitte ich um 

das Handzeichen. − Das sind die Fraktionen der CSU, der FDP, der FREIEN WÄH­

LER, der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen? − 

Ich sehe keine. Enthaltungen? − Auch keine. Damit ist so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß § 56 der Ge­

schäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in einfacher 
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Form durchzuführen. − Ich vernehme keinen Widerspruch. Wer dem Gesetzentwurf in 

der Fassung des endberatenden Ausschusses seine Zustimmung geben will, den bitte 

ich, sich zu erheben. − Ich stelle eindeutige Einstimmigkeit fest. Nach Gegenstimmen 

und Enthaltungen brauche ich nicht zu fragen. − Das Gesetz ist damit so angenom­

men. Es hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des Gesundheitsdienst- und Verbrau­

cherschutzgesetzes und des Bestattungsgesetzes".

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben beschlossenen Fassung hat der 

Änderungsantrag auf Drucksache 16/13867 seine Erledigung gefunden. Das Hohe 

Haus nimmt auch hiervon Kenntnis.
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